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Berlin, den 4. Mai. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem bei der Provinzial-Stener-Direetion in Münſter angeſtellten Regierungsrath 
Schürmann, den Rothen Adler-Orden vierter Klaſſe; dem Organiſten Holz— 
märfer an der St. Martini⸗Kirche in Halberſtadt, dem Grubenſteiger Samuel 
Heinrich auf der Braunkohlen⸗Grube zu Pretzſch, im Regierungs-Bezirk Mer⸗ 


ſeburg, und dem Fleiſchermeiſter Reiß ner zu Rogaſen, im Regierungs- Bezirk 


Poſen, das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen. 


Der Erbmarſchall in Alt⸗Vorpommern, von Maltzahn, iſt von Saarow 
und der General-Major und Kommandant von Stralſund, von Werder, iſt 
von Münſter hier angekommen. 

Berlin den 5. Mai. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Hauptmann von Boyen vom großen Generalſtabe den Rothen Adler⸗Or⸗ 
den vierter Klaſſe; fo wie dem Königl. Würtembergiſchen Lieutenant in der Leib⸗ 
Garde zu Pferde, Grafen Curt von Pückler⸗Limpurg, den St. Johan⸗ 
niter⸗Orden zu verleihen; und Allerhöchſtihren bisherigen außerordentlichen Ge⸗ 
ſandten und bevollmächtigten Miniſter bei der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, 
Kammerherrn Grafen von Wylich und Lottum, zum Wirklichen Geheimen 
Rath mit dem Präditat „Ercellenz“ zu ernennen. 

Berlin den 3. Mai. Heute finder keine Ständefigung ftatt, weil die Sitze 
im weißen Saale amphitheatraliſch eingerichtet werden, damit die Zuhörer den 
Redner beſſer vernehmen können. Auffallend findet man es, daß die Landtags- 
Deputisten die ihnen von den Großen eröffneten Abend Salons wider Erwarten 
wenig beſuchen. Viel mag dazu beitragen, daß dieſe Abendgeſellſchaften erſt nach 
dem Theater gegen 9 Uhr beginnen. Zur Vorbeugung jeder Unannehmlichkeit, 
welche den Landtags⸗Abgeordneten als Fremden widerfahren könnte, ſind dieſelben 
mit Legitimations-Karten verſehen worden. — Der aus Köln als General- Advo⸗ 
kat des Rheiniſchen Reviſions- und Kaſſationshofes herberufene Geh. Ob.. Suftig“ 
rath Berghaus hat vor einigen Tagen doch ſein en angetreten, da ihm ſonſt 
feine Anſprüche auf Penſion, die wohl 1500 8 2000 Thlr. betragen dürfte, 
verloren gegangen wären. Es ſoll demſelben indeß geſtattet worden fein, in einis 
gen Monaten noch einmal ſeine Penſionirung zu beanſpruchen. — In unſerem 
diplomatiſchen Corps werden aller Wahrſcheinlichkeit nach in der nächſten Zeit 
mehrfache Veränderungen ſtattfinden. Daß Herr von le Coq aus Konſtantinopel 
zurückberufen und zum Mitgliede des Staatsrathes ernannt iſt, wird ſchon bekannt 
fein, ebenſo, daß er auf feinem Poſten durch Herrn v. Schleinitz erſetzt werden 
ſoll. Auch der bisherige Geſandte in der Schweiz, Graf Lottum, wird zurücktre⸗ 
ten mit dem Titel eines Wirkl. Geh. Rathes; an feine Stelle ſoll der Schwieger⸗ 
ſohn des Hrn. v. Cauibz, Graf Weſipfahlen, kommen. Graf Redern, augen“ 
blicklich Geſandter in Turin, ſcheint Ausſicht zu haben, nach Brüſſel zu kommen, 
in welchem Falle Herr von Arnim wohl zu einer höhern Stellung berufen werden 
dürfte. Der Brüſſeler Poſten iſt ſchon deshalb wichtig, weil er ziemlich allgemein 
für die Vorbereitung auf den zu Paris oder London gilt. In dieſem Falle wird 
r von Seckendorf aus Hannover nach Turin verſetzt werden. 
In Frankfurt a. d. O., wo der Scheffel Kartoffeln gegenwärtig 1 Thlr. 
10 Sgr. koſtet, hat nach authentiſchen Nachrichten ein Getreidehändler jüdiſchen 
Glaubens feinen ganzen Kartoffelvorrath, 2000 Scheffel, dem Magiftrate 4 20 

ge. pro Scheffel unter der Bedingung zur Dispoſition geſtellt, daß die Kartoffeln 

5 denſelhen Preiſe dortigen armen Einwohnern überlaſſen werden. Der Magi- 

Rent hat das edle Benehmen des Kaufmanns bereits in den dortigen öffentlichen 
Blättern lobend anerkannt. a 

erlin. Das auf Pfingſi⸗Dienſtag Abends zu eröffnende Deutſch⸗Katholi⸗ 

ſche Conelt hierſelbſt hat am Rhein zu Reclamationen Anlaß gegeben. Der Vor⸗ 
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ſtand der Gemeinde in Offenbach hat eine gedruckte Remonſtration nicht nur nach 
Berlin, ſondern an alle Gemeinden geſandt und zum Ueberfluſſe noch in No. 115 
des Frankfurter Journals erſte Beilage das Weſentliche daraus mitgetheilt. Ob 
das, nachdem es feſtſtand, daß in Berlin ein Concil in dieſem Jahre ſtattfinden 
ſollte, nachdem ſchon ſeit Neujahr in öffentl. Blättern von dieſem Concil geſpro⸗ 
chen und damals ſchon nach New- Pork eine Einladung zu Pfingſten zu erſcheinen 
abgegangen, und nachdem endlich jetzt die Geſtattung deſſelben in Berlin von der 
hohen Obrigkeit erlangt worden, der rechte Weg war oder überhaupt nur noch 
rathſam ſcheinen durfte, laſſen wir dahin geſtellt ſein. 

Berlin. Am nächſten Dienſtage, den 11. Mai, findet die in dieſen Blät⸗ 
term früher ſchon beſprochene Wahl eines Directors des hieſigen Gymnaſiums 
zum grauen Klofer ſtatt, nachdem die Candidatenliſte unter den Mitgliedern 
des Magiſtrats eirculirt hat. Aller Wahrſcheinlichkeit nach dürfte die Wahl kei⸗ 
nen Auswärtigen treffen, da Berlin ſelbſt tüchtige, dieſer wichtigen Stelle ge⸗ 
wachſene, Schulmanner beſitzt. 

Nach der auf der hieſigen Kornbörſe ausliegenden Lifte befinden ſich jetzt viele 
nach Berlin beftiinmte Schiffsladungen mit Getreide unterweges. Dies ſowohl, 
als das Verbot des Brauntweinbrennens hat bereits ein Sinken der Getreidepreiſe 
bewirkt. Man verſpricht ſich auch viel billigere Preiſe der Lebensmittel, wenn in 
den letzteren keine Geſchäfte auf Zeit mehr gemacht werden dürften. 


Aus lan d. 


8 ch. eien d. 

Dresden, den 1. Mai. Von dem aus Sachſen ausgewieſenen W. Jor⸗ 
dan verlangt man jetzt auch noch die Bezahlung der Koſten, und das Landgericht 
in Leipzig hat die Behörden in Bremen, wo Jordan gegenwärtig wohnt, aufge⸗ 
fordert, dieſe Koſten mit Execution einzutreiben. 

Stuttgart, den 30. April. Auch in unſerer Gegend mehren ſich die 
Scenen, welche durch die Korntheurung herbeigeführt werden. Der Ermordung 
einiger Kornhändler auf der Landſtraße iſt bereits gedacht worden. In Ellwan⸗ 
gen hat man am Kanzleigebäude der Regierung, dem Rathhauſe ꝛc. Brandbriefe 
angeheftet gefunden, und in die Sitzung des Stadtraths trat dort unlängſt, un⸗ 
berufen, eine Anzahl Bürger und begehrte Brodkorn. N 

Karlsruhe, den 30. April. Der Rheder A. Völtz in Uckermünde hat 
Hrn v. Ißſtein, als dem Pathen feines Schiffes Adam v. Ibſtein, ein treffliches 
Bild dieſes Schiffes mit der Anſicht von Swinemünde und einem freundlichen 
Schreiben überſandt, welches unſere Zeitungen mittheilen. Hr. Völg überſendet 
das Bild Hru. v. Itzſtein, damit er, wie er ſich ausdrückt, wenigfiens im Bilde 
ſchaue, was in Wirklichkeit zu ſehen ihm nicht vergönnt wurde. 5 

München. Der Magiſtrat hat zum Brodbacken für arme Schulkinder in 
einer ſtädtiſchen Lokalität eine eigene Brodbäckerei errichten laſſen, die nun ihre 
Thätigkeit begonnen hat. Es werden nun jeden anderen Tag 1600 Portionen 
Brod zu! Pfund unentgeltlich an die Kinder vertheilt und hierzu Suppenkarten 
gegeben, welche letztere auch an erwachſene Arme täglich in großer Zahl, theils 
unentgeltlich, theils zu 1 Kr., ausgetheilt werden. Gleichzeitig laßt der Magi⸗ 
ſtrat an der Iſar einen Kanal herſtellen, bei welchem alle Judividuen, die nicht 
irgendwo anders Beſchäftigung finden, Arbeit erhalten und des Tages wenigſtens 
24 Kr. verdienen können. a 

München den 30. April. So eben leſen wir in öffentlichen Blättern, daß 
die Neuigkeiten, welche die jüngfte Poſt aus Athen überbracht, erfreulicheren In⸗ 
halts ſeien, als man habe erwarten konnen. Dieſe Angabe ſtimmt mit dem Ins 
halte verſchiedener geſtern hierhergelangter Privatbriefe neueſten Datums aus Athen 
keinesweges überein. Man ſcheint dort vielmehr allen Ernſtes darauf gefaßt zu 
ſein, daß es demnächſt zu Vorgängen ernſter und entſcheidender Art kommen werde. 
Unſer Kronprinz gedachte die Rückreiſe in etwa acht Tagen anzutreten. 
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Frankfurt a. M. den 1. Mai. Bei der noch vorhandenen großen Theu⸗ 
rung aller Lebensmittel und fortſchreitenden Noth haben unſere Staatsbehörden 
die Nothwendigkeit erkannt, den Staatsdienern eine Thenrungs- Zulage zu bewil⸗ 
ligen; doch ſollen ſie nur diejenigen erhalten, welche einen geringeren Gehalt als 
Eintauſend Gulden haben. 

Die in Mainz lagernde Maſſe von Auswanderern fol heute einen großen 
te erhalten haben, wodurch die peinliche Lage derſelben nur vergrößert 
wird. . 

O eſterrei ch. i 
Von der Galiziſchen Gränze den 30. April. Am 10. Mai treten 
die Oeſterreichiſchen Zollgeſetze und Tarife im ehemaligen Freiſtaat Krakau in Kraft 
Rund der von dem Kalſer bewilligte Termin iſt abgelaufen. — Aus Lemberg wird 
neuerdings in Privatbriefen von einem Vergiftungsverſuche gegen den nun penſio⸗ 
nirten Regierungspräſidenten v. Krieg geſprochen. Es find deshalb Unterſuchun⸗ 
gen, die aber zu keinem Reſultat führten, eingeleitet worden. 
Frankreich. 5 

Paris den 1. Mai. In den Departements werden, zum Namensfeſte des 
Königs, feinem ausdrücklichen Wunſch zufolge, keine öffentliche Beluſtigungen 
veranſtaltet, ſondern es ſollen die ſonſt dafür verausgabtin Gelder zum Beſten 
der Armen verwendet werden; in Paris dagegen finden die gewöhnlichen Luſtbar⸗ 
keiten ganz in bisheriger Weiſe durch Theater und Bälle, Preisklettern, Konzerte, 
Feuerwerke und Illuminationen ſtatt. Unter den Armen werden in den verſchie⸗ 
denen Bezirken Lebensmittel vertheilt. 

Die Petitionen, welche auf unverzügliche Emancipation der Sklaven abzwek⸗ 
kend, bei der Deputirten-Kammer eingegangen ſind, wurden geſtern, nach dem 
Schluß der Diskuſſion, an die betreffenden Miniſter verwieſen, wie die Kommiſ⸗ 
ſion es beantragt hatte. 

Ein Rundſchreiben des Handels und Ackerbau-Miniſters fordert die Präfekten 
auf, ihm ſo genau als möglich die Zahl der in jeder Gemeinde mit Cerealien 
jeder Art, Sommer-Getreide und Kartoffeln beſäeten Hektaren, ſowohl was das 
Jahr 1846 als die Erndte von 1847 betrifft, kundzumachen und zugleich die 
Quantität der verwendeten Saͤmereien genau anzugeben. Insbeſondere ſollen ſie 
bemerken, ob die Ackerbauer ihrer Bezirke mehr oder weniger Kartoffeln gepflanzt 
haben, als im vorigen Jahre. 

Mehrere Oppoſitions- Blätter ſprechen ſich über die beabſichtigte Quadrupel⸗ 
Intervention in Portugal in ungünſtigem Sinne aus. 

Das Gedeihen des hier beſtehenden Deutſchen Hülfsvereins und Alles, was 
darauf Bezug hat, erregt in Preußen ſicher ein beſonderes Intereſſe, da die 
Preußiſche Regierung mit dem ſchönen Beiſpiele gerechter Würdigung und that⸗ 
kräftiger Unterſtützung des patriotiſchen Zwecks dieſes Vereins durch Gewährung 
eines Jahres⸗Beitrags von 1000 Francs voranging, und da in der That auch 
die Staats-Angehörigen von Preußen unter den vom Hülfs⸗Verein Unterſtützten 
bei weitem die Mehrzahl bilden. Ueber ein volles Drittheil der im Verwaltungs 
jahre 1846 — 47 Unterſtützten waren Preußen. a 

In der geſtrigen Sitzung der Deputiften-Kammer wurden zuerſt meh⸗ 
rere Geſetz-Entwürfe votirt, wodurch die Städte Orleans, Reims und Beaume 
zur Aufnahme von Anlehen und Schaffung von Auflagen zur Deckung dieſer An⸗ 
lehen ermächtigt werden. 

. Majeſiät der König hat vorgeſtern den Staatsvertrag wegen der trans⸗ 
atlantiſchen Korreſpondenz unterzeichnet. — Der Finanzminiſter Lacave Laplagne 
ſoll ſeine Entlaſſung eingereicht haben. 

Die Preſſe bekennt, daß ihr Korreſpondent ſich getäuſcht habe, und daß 
der Kaiſer von Rußland nicht nach Paris kommen werde; man wollte wahrſchein⸗ 
lich nur hören, was man ſagen würde, wenn er nach Paris käme. 

Leider iſt hier vorgeſtern einer der juͤngſten Söhne Mehmed Alis, Huſſein 
Bey, am Nervenfieber geſtorben. Der Seeminiſter wird die Leiche mit einem be⸗ 
ſondern Kriegs⸗Dampfboot nach Aegypten ſenden. Der Verſtorbene war Zögling 
des Aegyptiſchen Inſtituts. 

Von den Aſſiſen des Loire-Departement iſt in der vorigen Woche ein Mann 
zu lebenslänglicher Galeere verurtheilt worden, weil er, mit Hülfe ſeiner Frau, 
ſeine eigene Mutter umgebracht hatte. — Hr. und Madame Delamarke, die lebz⸗ 
tere die einft berühmte belle Limo nadiere im Café Frascati, ſtanden am 
Dienſtag wegen Bankerutts vor Gericht. Es kam dei dieſer Gelegenheit zur Spra— 
che, daß das Kaffeezimmer, in welchem Madame ſitzt, täglich nie unter 700 
und gewöhnlich, 14. bis 1500 Frs. einnimmt. 


hat einen Livreebedienten, zwei Hausmädchen und eine Geſellſchaftsdame. Das 
Gericht ließ die Dame frei, verurtheilte aber ihren Gemahl zu einem Jahre Haft. 

Vorgeſtern feierte die Stadt Orleaus das 418te Jahresfeſt ihrer Befreiung 
von den Engländern durch die Jungfrau von Orleans. 

Bei St. Omer brach dieſer Tage ein Waldbrand aus, der an 80 Morgen 
zerſtörte. 0 
Spanien. 

Madrid, den 25. April.. Die Anſicht, daß dieſem Lande eine neue ges 
waltſame Erſchütterung bevorſtehe, gewinnt mit jedem Tage hier an Gewicht. 
Wenn aber hier an Ort und Stelle die Gründe, auf welche dieſe Anſicht ſich 
ftügt, ſelbſt dem oberflächlichen Beobachter nicht verborgen bleiben können, jo ver⸗ 
bieten doch wichtige Rückſichten dem öffentlichen Berichterſtatter, in alle die Ein⸗ 
zelheiten einzugehen, aus deren vollſtändiger Enthüllung allein ein getreues Bild 
der Lage hervorgehen kann. N 


ali Dafür wechſelt die belle Limo⸗ 
nadiere auch zwölfmal täglich die Kleider, geht nie zu Fuß aus dem Haufe und 


n Der Gemahl der Königin, der ſich als Ehegatte nicht weniger als in der von 
ihm in Anſpruch genommenen politiſchen Stellung zurückgeſetzt fühlte, hielt ſich 
ſchon vor der Abreiſe der Königin Chriſtine ſowohl von allem Verkehr mit ſeiner 


Gattin wie von jeder ſichtbaren Einmiſchung in die Staatsgeſchäfte entfernt. Ge⸗ 


wiſſe Rathgeber, die an dem Benehmen det junge gen Anſtoß nehmen woll⸗ 
ten, lenkten den König in eine Bahn, die zu einem förmlichen Bruche zu führen 
und ihn zum Werkzeug einer jedes ſicheren Anhaltes entbehrenden Partei zu ma⸗ 
chen drohte. Das Miniſterium Pacheco erkannte die Nothwendigkeit der Entfer⸗ 
nung dieſer Rathgeber des Königs um ſo eher, als die aus dem Beſitze der Ge⸗ 
walt durch eine augenblickliche Entſchließung der Königin verdrängten Ultramode⸗ 
rirten offenbar Veranlaſſung fanden, ſich nun an jene Umgebungen ihres Gemahls 
zu reihen und deren Entwürfe zu unterftügen. Diejenigen Perſonen welche als 
Beamte der Regierung gehorchen mußten und einen von dieſer nicht gebilligten 
Einfluß auf den König ausübten, wurden in der That aus ſeiner Nähe En t 
und ihm ſelbſt die Bedingungen vorgelegt, unter denen die Königin in die Ka — 
herſtellung der früheren Eintracht einwilligen zu wollen ankündigte. Als 2 
der König dieſe Bedingungen verwarf, ertheilte ſeine Gemahlin, wie ich b 2 
neulich meldete, den Befehl, ihre Haushaltung von der ſeinigen völlig zu . 
und ſeine Möbel in die Gemächer, welche der Herzog von Montpenſier bewohnt 
hatte, bringen zu laſſen. Darauf fühlte der König, ſei es aus freiem Entſchlu e 
ſei es in Folge perfider Zuflüſterungen, ſich bewogen, von ſeiner Gemahlin > 
Audienz zu erbitten, fie kniefällig feiner Reue zu verfichern, und, um ſie von — 
Aufrichtigkeit derſelben zu überzeugen, ihr den Wunſch darzulegen, daß fie den 
General Serrano zu ſeinem Adjutanten ernennen möchte. Gerade die Darlegun 
dieſes Wunſches ſoll das Zartgefühl der Königin am tieſſten verletzt haben Sie 
erwiederte dem Könige, er bedürfe keiner Adjutanten, da er ſich nie mit Mili⸗ 
tair-Angelegenheiten beſchäftige. Uebrigens geftattete fie ihm, fie auf ihren Spa⸗ 
zierfahrten zu begleiten. Als aber der König Gebrauch von dieſer Erlaubniß aid 
chen wollte, wurde ihm nicht wie früher, ein Sitz neben ſeiner Gemahlin 38 
ein dem ihrigen folgendes Kabriolet angewieſen. Er fühlte ſich aufs * 9 
letzt und zog ſich noch mehr zurück, während die Königin jeden Abend ohne ihn 5 
Theater erſchien. Nur als die Königin geſtern zur Verrichtung ihrer Andacht nach 
Atocha fuhr, befand der König ſich in demſelben Wagen, jedoch nicht wie früher⸗ 
hin, au ihrer Seite, ſondern ihr gegenüber, neben feiner Schweſter 
Großbritannien und Irland. 

London den 29. April. In den nächſten Tagen wird eine Deputation von 
Liverpool und Mancheſter hier eintreffen, um, wie die Liverpool Times ſa⸗ 
gen, die Regierung „auf die furchtbare Lage“ aufmerkſam zu machen, in welcher 
ſich Handel und Gewerbe jetzt befinden. Die Berichte über den ungünſigen 


Stand des Geldmarktes ſind noch immer dieſelben. 


Das Packetſchiff Aſhburton hat um einen Tag neuere Berichte aus den Ve 
einigten Staaten und zwar aus New-Mork vom 8. April überhracht 7 
die geſtrige Meldung von der Einnahme von Veracruz nicht beſtätigen 5 Man 
hatte aus dieſer Stadt in New-Orleans vom 19. März Nachrichten Ne I 
folge der General Scott dieſelbe noch eingeſchloſſen hielt, alle Verbindung mit ii ; 
Innern abgeſchnitten und zehn Mörſer gelandet hatte. Das ſtürmiſche Wetter 
hatte indeß die Landung des Reſtes der Geſchütze verhindert und einem Schiffe 
mit einer Schwadron Dragoner am Bord, den Untergang gebracht — Für hie 
von den Amerikanern beſetzten Mexikaniſchen Häfen ift von dem Schatz⸗Sekretair 
der Vereinigten Staaten ein neuer Tarif publizirt worden. N 

Ich glaube ſchon angedeutet zu haben, daß die Bedin 
die Britiſche Regierung ihre Vermittelung zwiſchen der PER An 
und der Junta der Inſurgenten angeboten hat, nicht eben ſehr ſchmeichelhaft 5 
die anſpruchsvollen Erwartungen des Hofes waren. Sie waren indeß ſolcher 
Art, daß man ſie hier für die einzig geeignete Grundlage einer conſtitutionellen 
Regierung und eines dauernden Friedens hielt. Der Portugieſiſche Staats⸗Rath 
welcher zum erſtenmal ſeit dem Monat Oktober v. J. wieder zuſammenberufen 
wurde ler beſteht nur aus 4 Mitgliedern), beſchloſſen einſtimmig, daß die Be⸗ 
dingungen der Vermittelung angenommen werden ſollten. Aber ber Hof zögerte 
noch immer, dieſen Rath zu befolgen, da er in derſelben Zeit von Madrid das 
Anerbieten einer mehr direkten Intervention zu feinen Gunſten erhalten hatte 
nämlich eine Spaniſche Armee vorrüden zu laſſen, welche den Aufftand unge 
drücken könnte, ohne daß die Königin ſo mißliebige Bedingungen erſt einzugehen 
nöthig hatte. Dies hielt die Sache auf, und es lag Sir Hamilton Seymour 
ob, den Hof zu überzeugen, daß dieſe Intervention einer Spaniſchen Armee für 
die Königliche Sache höchſt nachtheilig und wahrſcheinlich einen allgemeinen Aufe 
ſtand der Portugieſiſchen Narion hervorrufeen würde, der mit der Verbannung 
Dona Maria's enden könnte. — 

Es hat hier einige Aufmerkſamkeit erregt, wie kürzlich das Journal, welches 
das leitende Blatt Deutſchlands zu fein die Miene hat, in heftigen Diatriben ge⸗ 
gen die Politit Englands in Griechenlaud zu Felde zieht. Es iſt betrübend, zu 
ſehen, wie der bösartige Geiſt die einfachsten Thatſachen entftellt und die lächer⸗ 
lichſten Verleumdungen gleich jan mi Autorität in die Welt ſtreut. Wird wohl 
irgend Jemand in Wahrheit glauben, daß England zur Feindſeligkeit gegen Ko⸗ 
lettis durch eine ernſtliche Beſorgniß und Eifersucht gegen die Griechiſche Marine 
beſtimmt werden konnte? Hat die Augsburger Zeitung jo wenig Kenntniß . 
von der Macht dieſes Landes, daß fie ſich eindüldet, die Jelucken des Aegeiſchen 
Meeres können den Britiſchen Kriegsſchiffen imponiren oder den Handel Britiſcher 
Kaufleute auf dem Mittelmeere zerſtören? Solche Anſpielungen find kindiſche Ab⸗ 
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geſchmacktheiten. Die Thatſachen, welche man gegen die gegenwättige Griechl⸗ 
ſche Regierung anklagend geltend macht, ſind weit ernſtlicherer Natur. Recht 
oder unrecht, dieſe Anklagen auf Grauſamkeit, Ungeſetzlichkeit, Beſtechung und 
Veruntreuung öffentlicher Gelder werden von der Regierung und dem Parlamente 
Englauds für begrünget gehalten. Sie beruhen auf guten und wiederholten Be⸗ 
weiſen; ſie werden beſtätigt von jedem Engländer, welcher Athen beſucht und es 
gehört etwas mehr dazu, als der Widerspruch der Augsb. Ztg., um hier die 
Ueberzeugung wankend zu machen, Kollettis ſei ein Freund Frankreichs, deſſen 
Verwaltung für König Otto gefährlich, für die Conſtitution verletzend und für 
alle die beſten Intereſſen des Landes nachtheilig iſt. Es liegt England gewiß eben 
fo viel daran, dieſe Intereſſen zu wahren, als denen, welche ſich veranlaßt ſehen, 
den Fehlern einiger Griechiſchen Machthaber zu ſchmeicheln und ihren Irrthümern 
nachzuſehen. N * 
Belgien. 

Brüſſel den 30. April. Der Miniſter des Innern hat vorgeſtern der 
Repräſentanten⸗Kammer einen Sefeg- Entwurf vorgelegt, wonach die Freigebung 
der Einfuhr von Lebensmitteln bis zum 1. Oktober 1848 verlängert und ein 
Kredit von 300,000 Fr. zur Unterſtützung der ärmeren Klaſſen im Anbau von 
Kartoffeln bewilligt werden fol. Der Entwurf wurde einer befonderen Kommiſ⸗ 
ſion zur Prüfung überwieſen. a 

In der verfloſſenen Woche ſind 26 Ladungen Getreide über Antwerpen ein⸗ 
gegangen. Daß das Getreide geſtiegen, erklärt man blos aus den geringen 
Vorräthen, und fo bald größere Getreide-Vorräthe aus Odeſſa und Nord-Amerika 
eingelaufen, verſpricht man ſich ein bedeutendes Fallen. 

Brüſſel, den 1. Mai. Die Infantin von Spanien, Louiſe Thereſe von 
Bourbon, und ihr Gemahl, der Herzog von Caſſa (nicht, wie neulich der Mo⸗ 
niteur meldete, der Infant Don Francisco de Paula), der unter dem Namen 
eines Grafen von Traſtamara reiſt, haben vorgeſtern Brüſſel verlaſſen und ſich 
nach Deutſchland begeben. 

ee 

Rom den 22. April. In dem Hafen von Fano (am adriatiſchen Meere) 
waren mehrere Getreideſchiffe aus der Türkei angelangt. Der Cardinal Legat 
von Fermo, ein Verwandter des Papſtes, ſandte nach dem Hafen, um Anfäufe 
für die ihn beſtürmenden Armen zu machen. Die Verkäufer gaben vor, daß das 
Getreide größtentheils bereits verkauft ſei, und der Reſt nur zu doppelten Preiſen 
abgelaſſen werden könne. Darauf zog der Cardinal mit 300 Militairs nach Fano, 
nahm, verficht ſich gegen gebührende Bezahlung, fo viel Getreide als er noͤ— 
thig hatte, und kehrte damit zurück. 

Aus Bologna wird vom 17. April geſchrieben: „Wir haben eine für die 
Legationen ſehr erfreuliche Nachricht vernommnn. Dank der Thätigkeit einiger 
Bürger ⸗Streifwachen, die don den Truppen unterſtüßt würden, ift es gelungen, 
in den Gauen der Legation von Ferrara ſechszig Individuen zu verhaften, welche 
gleichſam den Keru der Baude bildeten, die ſeit einiger Zeit die Gefilde der untern 
Romagna verwüſten, die Magazine plündernd, die Häuſer einäſchernd, überall 
Schrecken verbreitend. Mau iſt noch wettern Mitſchuldigen auf der Spur, deren 
Zahl auf zweihundert angegeben wird. Es war dies ein ganz organiſirtes Raub⸗ 
weſen, welches eine große Ausdehnung hätte nehmen können. 

Rußland und Polen. 

St. Petersburg den 27. April. Auch Sibirien iſt von einem Mißwachs 

heimgeſucht worden. Im Kreiſe von Werchneudinsk, im Gouvernement Irkutsk, 


war in den Jahren 1844 und 1845 der Ausfall der Ernten ſo dürftig, daß die 


Korn⸗ und Gemeinde⸗Magazine geöffnet werden mußten. 

D u w ns, 
oenfantinopel, den 21. April. Der bisherige Griechiſche Geſchäfts⸗ 
mäger bei der Pforte, Herr Argyropulos, hat von ſeiner Regierung die Weiſung 

erhalten, ſeine Päſſe zu verlangen; er fteht daher auf dem Punkte, die Haupt⸗ 
ſtadt zu verlaſſen. 

, e den 20. April. Bei dem Brande in Bukareſt ſind 
im Ganzen Privathaͤnſer, 1142 Handlungsgewölbe, 10 Khane und 12 
Kirchen in Flammen aufgegangen. Von den 20,000 Menſchen, deren Woh⸗ 


nungen verbrannt ſind, iſt feiner obdachlos geblieben. Im Ganzen kamen 15 


Menſchen in den Flammen um, darunter der Dragoman des Griech. Koufulats, 
Balote. — Aus Beirut meldet man, daß wegen des Verſchwindens eines Chri⸗ 
ſtenknaben in Deir el Kamar eine Judenverfolgung ſtattgefunden habe, wie ſie 
früher in Damaskus vorkam. 


f Vermiſchte Nachrichten. . 

Poſen, den 6. Mal. In der geſtrigen Sitzung der Stadt- Verordneten, 
welcher theilwelſe auch der Vorſtand und ein Müglied des Magiſtrats beiwohu⸗ 
ten, kamen dem Vernehmen nach folgende Gegenſtände zur Verhandlung: 1) 
Wegen der in dieſem Jahre mit dem Wollmarkte zuſammentreffenden Frohnleich— 
namsprozeſſion wurde beſchloſſen, daß diejenige Wolle, welche im Freien lagert, 
nicht auf dem Markte, ſoudern auf dem Kanonenplatze ausgelegt werden ſoll. 
Dagegen bleibt es den Verkäufern unbenommen, ihre Wolle im Innern der am 
Markte gelegenen Käufer zu lagern. 2) Den 19 Nachtwächter unſerer Stadt 
wurde die bis zum 1. Mai c. bewilligte Zulage von 1 Athlr. monatlich auch für 


die beiden Monate Mai und Juni zuerkannt. 3) Der Wohllöbl. Magiſtrat wurde 
ermächtigt, für die nächſten acht Wochen noch ſo viel neue Nachtwächter auzuſtel⸗ 


len, als das Bedürfuiß erfordern dürfte, ſelbſt bis zur Zahl von zwölf. 4) Zur 
Controllirung der bei der Eiſenbahn beſchäftigten ſtädtiſchen Arbeiter wurde ein 
eigener Aufſeher mit täglich 15 Sgr. angeſtellt, der die Intereſſen der Stadt und 
der genannten Arbeiter bei dem Bau wahrzunehmen hat. 5) Es wurde mitge⸗ 
theilt, daß der Gutsbeſitzer Herr v. Bieezynski e. 300 Arbeiter, auch Frauen 
und Kinder, im Walde zu Trzeielino bei Stenſzewo bei nicht ſchweren Arbeiten 
zu beſchäftigen beabſichtige. Das Tagelohn beträgt 74 Sgr., ſteigert ſich jedoch 
für Fleißige auf 8 und 9 Sgr. 6) Es ſoll der Wohllöbliche Magiſtrat erſucht 
werden, die hieſige Polizeibehörde ſofort zu veranlaſſen, daß der neuen diesfälli⸗ 
gen Kabinetsorder gemäß, den Hökern das Aufkaufsrecht auf dem Markte wenig⸗ 
ſtens bis 10 Uhr Vormittags unterſagt werde. 7) Irrthümlich war in der letzten 
Bekanntmachung geſagt worden, ſtatt des ausſcheidenden Kaufmanns Herrn 
Scholtz, ſei Herr Kaufmann Träger zum Mitglied der Kreisdeputation ernannt 
worden; er iſt aber zum Mitglied der Servisdeputation erwählt. 8) Der Lie⸗ 
ferant der Lebensmittel für die ſtädtiſchen Anſtalten bittet um eine Zulage von 4 
Pf. pro Tag und Kopf. Die Verſammlung weiſ't ihn mit feinem Geſuch an 
den Wohllöbl. Magiſtrat. 9) Der Beſitzer der Mühle am Sapiehaplatze, dem 
die Ueberbanung des Mühlenfließes und reſp. Benutzung der Stadtmauer bedin⸗ 
gungsweiſe geſtattet worden, bittet, der Servitut überhoben zu werden, daß er, 
wenn die Kämmerei es einſt erſprießlich finden ſollte, die Anlage von Lichtfenſtern 
in einer Höhe von mehr als 18 Fuß ſich gefallen laſſen müſſe, und daß dieſe 
Servitut ins Hypothekenbuch ſeines Mühlen -Grundſtücks eingetragen werde. 
Die Verſammlung war der Anſicht, dieſem Geſuche nicht willfahren zu können. 10) 


Derſelbe Mühlenbefiger, Herr Wehr, beabſichtigt, das auf feinem Grundſtück haf⸗ 


tende Laudemium abzulöſen. In diefem Behufe wird eine Kommiſſion, aus den 
HH. 2. Czwalina, Wendland und Hirſch beftehend, ernannt. 11) Es find 
laute Klagen darüber eingegangen, daß die dringend nöthigen und längſt zugeſag⸗ 
ten Brunnenaulagen auf der Vorſtadt St. Martin von der Feſtungsbau⸗Direktion 
noch immer nicht in Angriff genommen ſeien. Der Stadtverordneten-Vorſteher 
zeigte der Verſammlung an, daß bereits am geſtrigen Tage eine Beſichtigung der 
Orte, wo die Brunnen angelegt werden ſollen, ſtattgefunden und daß demnach 
der ſofortige Beginn des Baues nunmehr mit Sicherheit zu erwarten ſtehe. Die 
Verſammlung beſchloß, noch 8 Tage zu warten, dann aber, falls der fo drin⸗ 
gend nöthige Van feinen Anfang noch nicht genommen, mit einer diesfälligen Be⸗ 
ſchwerde au des Kriegs-Miniſters Excellenz vorzugehn. 12) Die Hochlöbl. Polizel⸗ 
Behörde ſoll erſucht werden, ſaͤmmtliche Hauseigenthümer zu veranlaſſen, zwei 
Tonnen mit Waſſer gefülle in jedem Hauſe fortwährend in Bereitſchaft zu halten. 
13) Der Kommiſſion zur Prüfung der Stadt⸗Armen⸗Kaſſen⸗Rechnung werden die 
von ihr noch requirirten Actenſtücke überwieſen. 14) Dem Königl. Regierungs⸗ 
Rath Herr Frh. Kol be von Schreeb, der ein Grundſtück auf Oſtrowek ange⸗ 
kauft, wird das nachgeſuchte Bürgerrecht nebſt der Berechtigung zum Stadtver⸗ 
ordneten gewählt zu werden, zuerkannt. 15) Der Wohllöbl. Magiſtrat wird 
aufgefordert, diejenigen hiefigen Einwohner, die zur Erwerbung des Bürgerrechts 
verpflichtet, dieſer Verpflichtung bis jetzt aber noch nicht nachgekommen find, dazu 
anzuhalten. 16) Zur Prüfung und Begutachtung des dermaligen Zuſtandes der 
hoͤhern Bürgerſchule, event. zur Berichterſtattung über Aufhebung oder Reform 
ver Auſtalt wird eine Kommiſſion — die Herren ꝛc. Bielefeld, Gaſtorow⸗ 
sti, Czwaling und Müller — ernannt. 17) Ueber die Nothwendigkeit 
zur Aulage von Apartements bei dem neuen Schulgebäude in der Teichgaſſe ſtattet 
die Kommiſſion Bericht ab. Die Verſammlung iſt mit dem Bericht einverſtanden, 
daß der Vau ſofort beginnen und die Materialien von der Mauer am Thereſien⸗ 
Kloſter dazu benutzt werden ſollen. 18) Es werden die Maßregeln berathen 
deren Anwendung geeignet ſein dürfte, in die Vertheilung von Brodt zu mäßig 
ten Preiſen mehr Ordnung zu bringen und das ungebürliche Andrängen der Menge 
zu verhüten. 19) Auf diesfälligen Antrag des Wohllöbl. Magiſtrats willigt die 
Verſammlung ein, daß bei den außerordentlichen Anforderungen an die Stadt⸗ 
Kaſſe und bei der gänzlichen Erſchöpfung der disponibeln Kommunalfonds, die 
Emiſſion der, aus einer früheren Kreation noch zurückgelegten Blanketts über 
24,550 Kthlr. Stadt⸗Obligationen Allerhöchſten Orts nachgeſucht werde. 

Zu den intereſſanten Mittheilungen, die der Fürſt von Lichnowsky in der 
Sitzung der Herren-Curie vom 20. April über das Verfahren der Stenographen 
gemacht hat, bringt das Magazin für die Lit. des Ausl. einen Artikel über „die 
parlamentariſche Stenographie in England und in Frankreich“, dem wir folgende 
Bemerkungen entnehmen. In England ift die Publication der Parlaments- 
verhandlungen lediglich Sache der Zeitungs-Redactionen, die ſich bemühen, recht 
geſchickte Stenographen (Shrot Writer) und ſogenannte Reporter zu gewinne 
welche in der Regel nicht unter 400 Pfd. (2700 Thlr.) jährlichen Gehalt bezie⸗ 
hen. Jedes der beiden Morgenblätter, Times und Morning-Chronicle beſchäf⸗ 
tigt täglich mindeſtens 6 — 8 Stenographen. Jeder derſelben arbeitet dreiviertel, 
höchſtens eine Stunde lang in der Gallerie des Unterhauſes oder vor der Barre 
des Oberhauſes. Nach Verlauf dieſer Zeit wird er durch einen Kollegen abgelöft, 
und er verfügt ſich dann in das Bureau der Zeitung, um aus feinen Notaten — 
unterſtützt durch feine Geſchäfts Routine und durch die friſcheſte Erinnerung an 
das Vorgefallene — einen vollſtändigen dramatiſchen Bericht zu liefern; das Ma⸗ 
nufeript geht ſofort in die Druckerei. Wenn die Zeit drängt, dictirt der Repor⸗ 
ter auch unmittelbar verſchiedenen Schriftſetzern, die dann mit Hülfe 
eines durch viele Doppelbuchſtaben, Silbenlettern und ganze Wörter erweiterten 
Setztaſtens die Arbeit um ſo raſcher vollenden. Eine Debatte, die vielleicht um 
2 uhr nach Mitternacht erſt geendet hat, iſt dann ſchon am Morgen früh zwiſchen 


1 


7 — 8 Uhr in vielen Tauſenden von Abdrücken im Publikum verbreitet. Manch⸗ 
mal iſt die Discuſſion im Parlament noch recht lebhaft im Gange, wenn ſchon 
die erſten Reden der Debatte gedruckt vertheilt werden. 
Stenographie ſeit dem Anfange dieſes Jahrhunderts eine außerordentliche Ausbil- 
In jeder der beiden Kammern iſt den Zeitungs-Stenographen eine 
beſondere Tribüne eingeräumt, in welcher der beſte, der Rednerbühne am nächſten 
gelegene Platz für den Berichterſtatter des Moniteur beſtimmt iſt, welcher letztere 
bekanntlich die Reden ſo vollſtändig als möglich liefert, während ſie in allen an⸗ 

dern Blättern mehr oder weniger abgekürzt erſcheinen. Die Stenographen des 


dung erlangt. 
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In Frankreich hat die 


Moniteur löſen ſich in ſehr kurzen Zwiſchenräumen ab und liefern ihre Arbeiten, 
nachdem fie fie dechifftirt, an den Haupt⸗Redacteur, der die Reviſion beſorgt, 
ſofern nicht einzelne Mitglieder der Kammer es vorziehen, ſich die Correctur per⸗ 
ſönlich auszubitten. Da übrigens in den Franz. Kammern geſtattet und allgemein 
üblich iſt, die größern Vorträge abzuleſen — was in England nie geſchieht, wo 
die Parlamentsredner höchſtens einen Papierſtreifen, auf welchen ſie Zahlen und 
anderes ſtatiſtiſches Material verzeichnet haben, hin und wieder zur Hand nehmen 
— fo haben die Berichterftatter oft den Vortheil, das Manufeript ſelbſt benutzen 
oder wenigſtens mit ihren Aufzeichnungen vergleichen zu können. 


Stadttheater in Poſen. 

Freitag den 7. Mai: Erſte optiſche Vorſtellung 
des Herrn Profeſſors Ludwig Döbler, Hofkünſt⸗ 
ler Sr. Majeſtät des Königs von Preußen, akade⸗ 
miſcher Künſtler der Königl. Akademie der Künſte zu 
Berlin, Inhaber der großen goldnen Medaille für 
Kunſt und Wiſſenſchaft, Ehrenbürger der Königl. 
freien Hauptſtadt Ofen in Ungarn ꝛc. — Erſte Ab⸗ 
theil.: Landſchaften und architektoniſche Anſichten: 
1) Egern am Tegernſee, 2) Bebek am Bosphorus, 
3) der Saal der Fünfhundert im Dogenpalaſt zu 
Venedig, 4) ein Sommerſchloß in der Nähe von 
Davenhort in England; 5) Greifenſtein an der Do- 
nau, 6) Hartmanshof, Königl. Faſanerie bei Nym⸗ 
phenburg in Baiern, 7) innere Anſicht der Ruinen 
des Schloſſes Waſenburg am Niederrhein, bei Win- 
terzeit und Mondbeleuchtung, 8) Säulengang der 
Nordſeite in der Notredame-Kirche zu Paris, 9) der 
Säulengang der Südſeite ebendaſelbſt, 10) ein 
Landhaus in der Nähe von Adrianopel, 11) Anſicht 
vom Eingang vom ſchwarzen Meere in den Bospho- 
rus, 12) der Kloſtergang zu Amalſi nächſt Neapel, 
13) Stolzenfels am Rhein, 14) ein Kloſterhof bei 
Winterzeit. — Zweite Abth.: Optiſches Farben- und 
Linienſpiel. — Vorher zum Erſtenmale: Die 
ſchöne Müllerin; Luſtſpiel in 1 Akt nach dem 
Franzöſiſchen von L. Schneider. 


Nothwendiger Verkauf. 
Land⸗ und Stadtgericht Erſte Abtheilung 
zu Poſen den 11. December 1846. 


Das Grundſtück des Deſtillateurs Vincent 
Kolski, hier am Markte sub No. 72. belegen, 


abgeſchätzt auf 12,603 Rihlr. 2 Sgr. 11 Pf. zufolge 


der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen in der 
Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll 
am 10ten September 1847 Vormittags 
11 Uhr 0 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Die dem Aufenthalte nach unbekannten Gläubi⸗ 
ger, die nicht näher bezeichneten Fich ner ſchen Mi⸗ 
norennen, die unbekannten Obalewiczſchen Erben, 
fo wie die unbekannten Erben des Kaufmanns Mi⸗ 
chael Zupanski werden hierzu öffentlich vorgeladen. 


5 Bekanntmachung. 
Die zur Feſtung gehörige Grasnutzung auf den 
Wieſen und Böſchungen foll in einzelnen Parzel— 


len, wie in früheren Jahren, öffentlich auf Ort 


und Stelle, ebenſo der Speicher auf dem ehemaligen 
Wielefeldſchen Grundſtücke No. XIII. Columbia an 
den Meiſtbietenden verpachtet, desgleichen einige 
Baulichkeiten auf dem ehemaligen Baarthſchen Grund⸗ 
ſtück Kuhndorf No. 145, und mehre alte Utenſtlien 
und Materialien verſchiedener Art gegen gleich baare 
Bezahlung verkauft werden, wozu ein Termin auf 
Dienſtag den Iten Mai c., 
anberaumt wird. 

Pacht- und Kaufluſtige werden hierzu mit dem 
Bemerken eingeladen, daß der Sammelplatz früh 7 
Uhr auf dem Feſtungs⸗Bauhofe fein, wird, und ein 
Verzeichniß der zu verpachtenden Gräſereicn, ſo wie 
die Pachtbedingungen, welche letztere auch noch im 
Termine vorgeleſen werden ſollen, im Büreau der 
Feſtungs⸗Bau- Direktion zur Einſicht der Intereflen- 
ten ausliegen. 5 

Poſen, den 1. Mai 1847. 
Königliche Feſtungsbau-Direktion. 


Bekanntmachung. 

Höherer Verfügung zufolge foll die unbeſäte Ak⸗ 
terparzelle und die Wieſe auf dem ehemals Flieg⸗ 
nerſchen Grundſtück Nro. 113. (8) St. Adalbert, 
(gegenüber des Königlichen Train⸗Depots) zur Nuz⸗ 
zung pro 1847 dem Meiſtbietenden öffentlich ver⸗ 
pachtet werden. Es wird daher Termin hierzu auf 

Montag den 10ten Mai c. Vormittags 
N 10 Uhr 
auf dem genannten Grundſtück anberaumt, zu wel⸗ 
chem die Pachtluſtigen mit dem Bemerken eingeladen 


werden, daß die desfallſigen Bedingungen im Bu⸗ 
reau der unterzeichneten Verwaltung zur Einſicht 
liegen und im Termine werden bekannt gemacht 
werden. 
Poſen, den 5. Mai 1847. 
Königliche Garniſon-Verwaltung. 


Bekanntmachung. 

Im Auftrage des Königlichen Provinzial⸗Steuer⸗ 
Direktors zu Poſen, wird das unterzeichnete Haupt⸗ 
Steueramt, und zwar im Dienſtgelaſſe des Königl. 
Steueramts zu Schwerin a/ W. am 21 ſten Mai 
d. J. um 10 Uhr Vormittags, die Chauſſeegeld⸗ 
Erhebung zu Blauſtern, an den Meiſtbietenden 
unter Vorbehalt höheren Zuſchlags vom Iften Juli 
1847 ab, ausſtelleu. 

Nur dispoſitionsfähige Perſonen, welche vorher 
eine Kaution von 100 RKthlr. baar oder in annehm⸗ 
baren Staatspopieren bei jenem Steueramte nieder— 
gelegt haben, werden zur Bietung zugelaſſen. Die 
Pachtbedingungen ſind bei uns und bei dem Steuer⸗ 
amte zu Schwerin a/ W. während der Dienſtſtun⸗ 
den einzuſehen. 

Meſeritz, den 30. April 1847. 
Das Königl. Haupt⸗Steuer⸗Amt. 


Bekanntmachung. 

Folgende Güter ſollen von Jobanni 1847 auf drei 
auf einander folgende Jahre, bis Johanni 1850, in 
nachſtehenden Terminen im Landſchaftshauſe an den 
Meiſtbietenden verpachtet werden. 

1) das im Kreiſe Wagrowiec belegene Gut Za⸗ 
biezyn und Wybranowo im Termine den 
Iſten Juni ſ c. Nachmittags 4 Uhr; 

2) das im Kreiſe Gneſen belegene Gut Po⸗ 
powo Ignacewo im Termine den Iſten 
Juni c. Nachmittags um 4 Uhr; 

3) das im Kreiſe Schild berg belegene Gut 
Przytoczuica im Termine den Sten Juni 
c. Nachmittags um 4 Uhr; 

4) das im Kreiſe Buk belegene Gut Brody im 
Termine den Iten Juni c. Nachmittags um 
4 Uhr; N 


5) die im Mogilnoer Kreiſe belegenen Güter 


Myslatkowo, Rozanna, Procyn, jedes 
einzeln, im Termine den Ilten Juni c. 
Nachmittags 4 Uhr. 

Jeder Licitant iſt verpflichtet, zur Sicherung des 
Gebots eine Kaution von 500 Rihlr. baar oder in 
Poſenſchen Pfandbriefen für jedes Gut beſonders vor 
dem Bieten zu erlegen, und erforderlichen Falls nach— 
zuweiſen, daß er den Pachtbedingungen überall nach⸗ 
zukommen im Stande iſt. Die Pachtbedingungen 
können in unſerer Regiſtratur eingeſehen werden. 

Poſen, den 24. April 1847. 

Provinzial⸗Landſchafts-Direktion. 


Eine Gebülfenſſelle iſt zum Iſten Juli im Geſchäſt 
des Apothekers R. Körber in Poſen zu beſetzen. 


N re 
Als Bildhauer in allen Steinen, fo wie 
als Stuccateur empfiehlt ſich dem hohen Adel und 
verehrungswürdigen Publikum 
Leon von Tymezewski aus Breslau, 
wohnhaft in Poſen auf der Venetianerſtraße No. 1. 


Breiteſtraße No. 12 iſt ein Laden nebſt Wohnung 
von Johanni oder auch von Michaeli ab zu ver⸗ 
miethen. Nähere Auskunft ertheilt N 
Rudolph Rehfeld, 

Seifenſieder. 


Wollsackdrillich 
und 


Wollsackleinwand 


iſt zu billigen Preiſen in großer Auswahl vorräthig 
in der 


Leinwandhandlung 


J. A. Löwinsohn, 


Markt No. 84. 


empfiehlt 


Lotterie. 

Die Erneuerung der Looſe zur IV. Klaſſe, muß 
bei Verluſt des Anrechts bis zum 8. Mai c. geſche⸗ 
hen, da die Ziehung dieſer Klaſſe am 12ten d. Mts. 
beginnt. Ich mache die Lotterie - Spieler hierauf 
aufmerkſam. a 

Der Lotterie-Ober⸗Einnehmer Bielefeld. 


Hotel „Zum Bairiſchen Hof“ 
in Berlin, N 
Charlottenſtraße No. 44., 
neben Hotel de Rome an den Linden. 
Ein Zimmer mit Bett in der Bel-Etage: . 5 Sgr. 
1 = 


dio. renn 
dto. dto. ang gien . 0 
dto. mit 1 Bett mehr... e 10 
dto. mit Kabinet me hh 5 


Ein mäßiges Trinkgeld wird in Rechnung gebracht. 


Diesjährigen friſchen Porter empfing 
A. Remus (Breiteſtraße No. 6. 


e e 
Friſchen Maitrank IR 
aus fo eben direct vom Rhein bezogenen 
2 friſchen Kräutern, fowie fein aufs Neue We 
aſſortirtes Lager der beliebteſten Rhein- und W 
Moſelweine empfiehlt 

Fr. Klingenburg, 2 
Breslauer - Straße No. 37. WE 
ER IRRE 
222 Friſche fette pro Stück 
J. Appel, Wilhelmsſir. Poffeite No. 9. 


Schilling. 


Sonnabend den Sten und Sonntag den Iten Mai: 


Großes Konzert, 


ausgeführt vom Trompeter-Corps des Königl. 7ten 
Hufaren-Regiments. Entrée a Perſon 23 Sgr. — 
Anfang 44 Uhr Nachmittags. R. Lau. 


b e Lande 5 u 
Den in der 2ten Beilage vom Sten d. M. 
der hieſigen Zeitung mit „Theater“ über⸗ 
ſchriebenen und mit P. unterzeichneten 
Bericht betreffend. 

Da ich mich gegenwärtig noch hier aufhalte, Re⸗ 
ferent von vornherein feine Beurtheilungs-Un⸗ 
fähigkeit über Nebelbilder zu erkennen giebt, es 
aber doch wagt, mich kompromittiren zu wollen, 
was ich zwar von einem Nichtkenner für ganz uns 
möglich halte, da ſichs vermuthen läßt, daß der 
Herr P. ſich ſtets im Nebel befindet. Uebri⸗ 
gens glaube ich ohne Scheu auch mit Herrn P. Dö⸗ 
bler in die Schranken treten zu können, überhaupt 
da meine Sache von gediegenen Sachkennern in 
Berlin beurtheilt worden iſt, fo wie ich mich auf das 
Urtheil des geehrten Publikums, das meine letzten 
Vorſtellungen beſuchte, berufe. 

Herr P. würde mich überhaupt ſehr verbindlich 
machen, wenn er mir öffentlich feinen Namen be⸗ 
kannt machen wollte, damit ich ihn als großen un⸗ 
parteiiſchen Kunkſtenner an andern Orten 
empfehlen könnte. 5 
Albert Gebhardt aus Berlin. 


Getreide- Marftpreiſe von Poſen. 
den 5. Mat 1847. Ben ie 


(Der Scheſſel Preuß.) 


Weizen? 4 
Rogge = 
Gerfte 4 
en 1 
Buchweizen —— 

b 22 3 


renne 


Kartoffelln,¶. nn. 


Heu, der Ctr. zu 110 Po. ar 
Stroh, Schock zu 1200 Pf. 81 151 — 
Butter das Faß zu 8 Pfd. 21 —1— 


"(Hierzu zwei Beilagen.) 


Randtags- Angelegenheiten. 


Sitzung des Vereinigten Landtags am 30. April. 


Kurie der drei Stände. 
Gortſetzung.) 

Gehört endlich (zu e.) der Angeſchuldigte dem Herrenſtande an, fo er⸗ 
ſcheint es als entſprechend, daß für jeden einzelnen Fall die Ernennung eines 
Ehren⸗ Gerichtshofes von Standesgenoflen Sr. Meajeftät vorbehalten bleibe, 
deſſen Ausſpruch jedoch die Allerhöchſte Beſtätigung bedarf. 

Bei Paſſus 8 iſt nicht erſichtlich, warum der Angeſchuldigte in der Wahl⸗ 
Verſammlung nicht erſcheinen, dem Vortrage über das Ergebniß der Unter⸗ 
ſuchung nicht beiwohnen, ſich ſeinen Richtern gegenüber nicht vertheidigen 
ſolle? — und ward die Anſicht ausgedrückt: daß dem Angeſchuldigten dieſe 
Befugniß hier ſo wenig, als bei allen übrigen gerichtlichen Verhandlungen 
zu verſagen, bei denen mündliches Verfahren ſtattfindet; — daß jedoch der 
Beklagte, nach erfolgter Vertheidigung, der ferneren Berathung, ſo wie der 
Abſtimmung, nicht beiwohnen dürfe. 

Paſſus 9, 10, 11 bilden die Vorſchriſten der Appellation. Hierbei wurde 
von einem Mitgliede der begutachtenden Abtheilung hervorgehoben: daß das 
Weſen des Geſchwornengerichts recht eigentlich darin beruhe, daß daſſelbe ein 
Ueberzeugungsgericht von Standesgenoſſen, daß daher von demſelben keine 
weitere Berufung, noch weniger aber, nach geſprochenem Urtheil, eine Ver⸗ 
ſchärfung eintreten könne, daß demzufolge das von den Wählern gefällte Ur⸗ 
theil als ein rechtskräftiges gelten müſſe, und daß von demſelben keine weis 
tere Berufung zuläſſig ſei. Zur näheren Motivirung wurden als ſich auf— 
dringende Zweifel hervorgehoben: 

wie es in der Appellation zu halten, wenn ein bereits verſammelter Land⸗ 

tag eines ſeiner Mitglieder wegen Beſcholtenheit auszuſchließen ſich veran⸗ 

laßt finde? (auf welchen Fall S. 4. der Motive hingewieſen wird); da 
doch unmöglich dem Landtage, welcher als Ankläger aufgetreten, der Aus⸗ 
ſpruch in zweiter Inſtanz zuſtehen könne; 92 - 
ob es ferner nicht als Härte gelten müſſe, daß, wenn beide Inſtanzen ver⸗ 
ſchiedener Anſicht geweſen, die Wähler den Angeſchuldigten für unbeſchol⸗ 
ten erachteten, derſelbe dagegen von den Standesgenoſſen des Landtags für 
beſcholten erklärt worden, es bei dieſem Ausſpruch — ohne die Möglichkeit 

der Appellation — ſein Bewenden haben ſolle? i 

Hiergegen ward jedoch geltend gemacht: daß ein weiterer Kreis von 

Richtern eine größere Bürgſchaft der Unparteilichkeit gewähre; 
daß bei einer geringen Anzahl der Wähler, wie ſolche mitunter vorſiudlich, 

perſönliche Rückſichten, Leidenſchaft, Intrigue ꝛc. auf das Urtheil einwir⸗ 

kend werden könnten; 

daß in den Kreis⸗Ordnungen für Schleſten und die weſtlichen Provinzen eine 
ſolche zweite Inſtanz bereits angeordnet ſei; 

daß ſich eine Wahlverſammlung nicht leicht in die Lage bringen werde, ihrem 

Ausſpruche, daß Jemand für unbeſcholten zu erachten, die Beſtätigung ver⸗ 

ſagt zu ſehen, eine zweite Inſtanz alſo eine größere Bürgſchaft gewähre, 

daß bei Fällung des Urtheils leidenſchaftslos und vorſichtig verfahren werde; 
daß es ſowohl der Verſammlung, welche die Anklage beſchloſſen, als dem An⸗ 
geklagten zuſtehen müſſe, gegen ein gefälltes Urtheil nochmals ihre Beden⸗ 
ken und etwa noch ermittelte Thatſachen einer abermaligen Beurtheilung 

zu unterwerfen; 1 
daß den Vertretern eines Standes in größeren Verſammlungen die Befugniß 
nicht zu verſagen, ein Mitglied aus ihrer Mitte zu entfernen, welches ſie 

für beſcholten erachten, daß demzufolge das Urtheil der Wähler nicht ab⸗ 

ſolut bindend ſein könne; 1 
und wurde den bezüglichen Beſtimmungen des Entwurfes aus obigen Grün⸗ 
den mit 11 gegen 4 Stimmen beigepflichtet. De 

Dagegen wurde folgende Abänderung beſchloſſen: Wenn nämlich Paſ⸗ 
ſus 9 mit den Worten eingeleitet wird: „dieſe Entſcheidung unterliegt der 
Beſtätigung des Standes, welcher auf dem Provinzial-Landtage den Ange⸗ 
ſchuldigten vertritt“, ſo iſt nicht die Beſtätigung das Kriterium einer zweiten 
Inſtanz, ſondern die Entſcheidung, da das Wort „Beſtätigung“ nach dem 
bisherigen geſetzlichen Sinne (Kriminal-Ordnung SS. 508. 512. 513.), nicht 
fowohl eine zweite Inſtanz, als eine Sanction der von einer unzureichend 
kompetenten Behörde gefällten Entſcheidung bedeutet. Ferner iſt nicht abzu⸗ 
ſehen, warum die Appellation nur dann zuläſſig fein ſolle, wenn (bei a.) die 
Ausſchließung von dem Provinzial⸗Landtage erfolgt iſt, da eine Ausſchlie⸗ 
fung von dem Kreistage oder dem Kommunal⸗Landtage als eine nicht gerin⸗ 
gere bürgerliche Herabſetzung betrachtet werden muß, und dürfte demzufolge 
Paſſus a. zu elidiren fein. i 

Bei Paſſus c. wurde befunden, daß hinter dem Worte: „ſich“ einzu⸗ 
ſchalten fei: bei ihrer nächſten Verſammlung; um die Möglichkeit, daß ein 
gefälltes Urtheil verſchärft werden könne, nicht in weite Ferne verlegen zu können. 

Zu Paſſus 11 wurde hervorgehoben, daß es ſich bei der zweiten Inſtanz 
nicht allein um ein Verwerfen, ſondern auch um ein Entſcheiden handle; des 
alſo am Schluß dieſes Paſſus heißen möge: durch Stimmenmehrheit über den 
Ausſpruch der Wahlverſammlung in letzter Inſtanz entſcheidet; womit die 

chlußworte wegfallen würden: „Bei dieſem Ausſpruch hat es ſein Bewenden.“ 

u IV. findet ſich nichts zu bemerken. 

Abͤüſchnitt V. enthält die Modalitäten, unter denen die Rehabilitirung 
einer von Ständerechten ausgeſchloſſenen Perſon herbeigeführt werden kann, 
wobei ſtändiſche Konkurrenz gleichfalls einwirkend werden ſoll. Hierbei wurde 
jedoch bemerkt: daß es als Lücke des Entwurfs gelten müſſe, wenn in dieſem 
Abſchnitt eine Wiederzulaſſung zur Ausübung ſtändiſcher Rechte nur auf An⸗ 
trag der Verſammlung zuläſſig fein ſolle, welche die Anklage beſchloſſen hat; 
fondern muß vielmehr auch für die im Abſchnitt 1. 1—3 aufgeſtellten Fälle 
einer Möglichkeit der Rehabilitirung vorgeſehen werden; und wird in Vor⸗ 
ſchlag gebracht, ſtatt „der Verſammlung, welche die Anklage beſchloſſen hat“ 
fegen zu wollen: einer ſtändiſchen Verſammlung, zu welcher der Angeklagte 
gehört hat oder feinen Verhältniſſen nach angehören würde. Ferner dürfte, 
auf Grund der bei Abſchnitt II 
ſchließung“ einzuschalten fein: oder Entſagung. 


I. vertretenen bezüglichen Anſicht, hinter „Aus⸗ 


N 105. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 7. Mai 1847. 
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Abſchnitt VI. handelt von den Fällen, in welchen die Ausübung ſtändi⸗ 
ſcher Rechte ruhen ſoll, und tritt dieſe Suspenſion ein: 1) wenn das Bür⸗ 
gerrecht ruht. Keinenfalls wäre es zu rechtfertigen, wenn Jemand vom Bür⸗ 
ger⸗ (Gemeinde-) Rechte, wenn auch nur zeitweiſe, ausgeſchloſſen worden, 
demſelben das Recht einzuräumen, höhere ſtändiſche Rechte während dieſer 
Zeit auszuüben; und ſcheint demzufolge dieſe Beſtimmung zweifellos; 2) wenn 
eine Kuratel⸗ oder Kriminal⸗Unterſuchung eingeleitet iſt. Als zweifelhafte 
Frage erſcheint: ob ſchon die Einleitung einer jeden Kriminal⸗Unterſuchung die 
Suspenſion ſtändiſcher Rechte begründen ſolle, oder ob ſolche nicht vielmehr 
nur dann eintreten dürfe, wenn wegen eines Verbrechens, worauf eine ehren⸗ 
rührige Strafe ſteht, von einer ſtändiſchen Verſammlung auszuſchließen ſei? 
— Der Entwurf hat die erſte Alternative vorgezogen, weil ſchon nach der 
revidirten Städte- Ordnung vom 17. Mai 1831 §. 23, nach der Landgemeinde⸗ 
Ordnung für Weſtphalen vom 31. Oktober 1841 §. 47, und nach der rhei⸗ 
niſchen Gemeinde-Ordnung vom 23. Juli 1845 §. 40 die Einleitung einer 
jeden Kriminal⸗Unterſuchung jederzeit das Ruhen des Bürger⸗(Gemeinde⸗) 
Rechtes nach ſich ziehe, und wurde dieſer Anſicht des Entwurfes deſto unbe⸗ 
denklicher beigetreten, als es für ſtändiſche Verſammlungen als peinlich und 
als ungeeignet gelten müſſe, ein Migtlied in ihrer Mitte zu wiſſen, über 
dem Freiheits- und ſelbſt Ehrenſtrafen ſchweben, es auch für ſtändiſche Ver⸗ 
ſammlungen jedenfalls als entſprechend erſcheinen will, ſich bezüglich der Be⸗ 
ſcholtenheit eines Mitgliedes über derartige Eventualitäten ſtellen zu wollen. 
3) wenn die ſtändiſche Verſammlung ein förmliches Verfahren eingeleitet hat. 
Eine vorläufige Ausſchließung des in Unterſuchung gezogenen Mitgliedes un⸗ 
terliegt um ſo weniger einem Bedenken, als es eben die Aufgabe, wie der 
Inhalt des Entwurfes iſt, die zweifelloſe Ehrenhaftigkeit der Mitgliedſchaft 
ſtändiſcher Verſammlungen im vollſten Umfange wahren zu wollen. Hierbei 
iſt anzuführen, daß die in dieſem Abſchnitt beregte Suspenſton, ſich von einer 
Ausſchließung dadurch weſentlich unterſcheide, als bei erſterer nur der Stell⸗ 
vertreter einberufen wird, das zeitherige Mandat demzufolge auch nur ruht, 
während bei letzterer eine neue Wahl eintreten muß und hiermit das Man⸗ 
dat erliſcht. 

Abſchnitt VII. iſt rein formeller Natur und unterliegt keinem Bedenken. 
Schließlich wurde die Anſicht geltend gemacht, daß es im Geſetz ausdrücklich 
ausgeſprochen werde: daß eine wiſſentlich falſche Denunciation der geſetzlichen 
Strafe der Verleumdung unterliege. 

Das Geſetz ſelbſt darf als ein zeitgemäßes betrachtet werden, durch wel⸗ 
ches eine wichtige Lücke der vaterländiſchen Geſetzgebung ausgefüllt und man⸗ 
cherlei Zweifeln vorgebeugt wird. 

Berlin, den 21 April 1847. 

Die dritte Abtheilung der Kurie der drei Stände. 


(gez.) Graf Bismark- Bohlen. Grätz. Scheven. 
Douglas. v. Arnim v. Jaraczewski. v. Steffens. 
Minkley. v. Münchhauſen. Krämer. Krauſe. 
D. Graf v. Bocholtz⸗Aſſeburg. Sattig. Graf Stoſch. 
Offermann. A. de Galhau. 


Landtags-Kommiſſar: Nach der gründlichen und im Weſentlichen 
anerkennenden Beurtheilung, welche der vorliegende Geſetz-Entwurf von der 
Kommiſſion der hohen Verſammlung erfahren hat, glaube ich, mich bei dem 
Beginn der Berathung auf wenige Worte beſchränken zu können. Der Ge⸗ 
ſetz-Entwurf verdankt feine Entſtehung zunächſt einem Antrage des Rhein. 
Provinzial⸗Landtages, welcher den Wunſch ausgeſprochen hatte, daß die Co⸗ 
gnition über die Beſcholtenheit oder Unbeſcholtenheit ſeiner Mitglieder, welche 
bis dahin von Organen der Regierung ausgeübt war, dem Landtage ſelbſt 
übertragen werden möge, einem Wunſche, welchem Se. Majeſtät der König 
in dem Landtags-Abſchiede für die "gedachte Provinz auf das bereitwilligfte 
entgegenzukommen verſprochen haben. Nachdem auf dieſe Weiſe der Gegen⸗ 
ſtand einmal angeregt war, ſchien es unerläßlich, ihm eine breitere Baſts zu 
geben, und zwar theils wegen des innigen organiſchen Zuſammenhanges, in 
welchem die verſchiedenen ſtändiſchen Inſtitute unſerer Monarchie zu einander 
ſtehen, theils wegen der von Sr. Majeftät dem Könige erfolgten Kreirung 
Centralſtändiſcher Verſammlungen. Für die Mitgliedſchaft der Kreisſtände 
iſt der unbeſcholtene Ruf ebenſowohl vorgeſchrieben, als für alle übrigen ſtän⸗ 
diſchen Verſammlungen; für die Kreisſtände beſtehen aber beſondere Vor⸗ 
ſchriften über die Art und Weiſe, wie die Frage über Beſcholtenheit oder Un⸗ 
beſcholtenheit feſtzuſtellen ſei. Indeſſen find dieſe Vorſchriften für die ver⸗ 
ſchiedenen Provinzen, wie wir gehört haben, unter ſich ſehr weſentlich verſchieden, 
und eine Provinz entbehrt dieſer Beſtimmungen überdies gänzlich. Sollten 
nun die Regeln zur Beurtheilung der Beſcholtenheit für höhere Inſtanzen 
feftgefegt werden, fo ſchien es räthlich, wo nicht nothwendig, dieſelben für die 
unteren Inſtanzen zu generalifiren, und dies war um fo unerläßlicher, nach⸗ 
dem Se. Majeſtät der König die Centralſtändiſchen Verſammlungen berufen 
hatten, indem wohl jedes Mitglied einer ſolchen Verſammlung mit Recht er⸗ 
warten konnte, daß die Beſcholtenheit oder Unbeſcholtenheit feiner Mitſtände 
nach denfelben Regeln vereurtheilt werde. Nach dieſen Grundſätzen haben wir 
geglaubt, den Gefeg-Entwurf allgemein faſſen und die älteren ſpeciellen Vor⸗ 
ſchriften, die davon abweichen, außer Kraft ſetzen zu müſſen. Was den ma⸗ 
teriellen Inhalt des Entwurfs betrifft, ſo beruht derſelbe auf zwei weſentlichen 
Prinzipien, nämlich: 1) daß die Ausübung der Standſchaft das höchſte poli⸗ 
tiſche Recht und die höchſte politiſche Ehre in ſich begreife, daß alſo alle Per⸗ 
ſonen, welche in Veziehung auf andere politiſche oder Sie es chte 
eine Verminderung ihrer Ehre erlitten haben, in keiner Weiſe die höchſte 
Ehre, d. h. die der Standſchaft, ausüben können; 2) auf dem Grundſatz, 
daß die Beſcholtenheit oder Unbeſcholtenheit, ſo weit ſie nicht aus beſtimmten 
Kriterien zu erkennen, von Standesgenoſſen beurtheilt werden, daß alſo 
ein judicium parium eintreten müſſe. Aus dieſen Grundſätzen entwickeln ſich 
die einzelnen Beſtimmungen des Geſetzes; wenn im Laufe der Debatte nähere 
Auskunft über das Einzelne gewünſcht werden ſollte, ſo werde ich dieſe zu 
geben gern bereit ſein. . 

Marſchall: Es find zu dieſem Gefeg-Entwurf nach §. 15. 5 
ſchäfts⸗Ordnung zwei Amendements-Vorſchläge gemacht und mir überreicht 
worden. Der erfie vom Grafen von Gahlen ift allgemeiner Art. frage, 
ob dem Amendement, welches dahin geht, den Artikel 7 wegzuſtreichen, beige⸗ 
treten wird? (Findet keine Unterſtüzung.) Es hat keine Unterſtützung ges 


15. der Ge⸗ 
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funden. Das zweite Amendement ift von dem Abgeordneten Delius geſtellt 
und beſteht darin, daß Nr. 2 des Artikels 1 weggelaſſen werde. Da dies in 
Einzelnheiten eingeht, fo würde es bei der Berathung der Paragraphen vor⸗ 
kommen. Das Erſte, was von der Abtheilung beſchloſſen worden iſt, iſt die 
Bedürfnißfrage anzuerkennen. Es fragt ſich, ob über die Bedürfnißfrage 
Jemand ſprechen will. Es haben ſich Mehrere gemeldet, wahrſcheinlich zur 
Beſprechung des Geſetzes im Allgemeinen. 

Abg. Bruſt: Meine Herren! Wenn Jemand in dieſem Saale Beruf 
hat, über vorliegendes Geſetz zu ſprechen, ſo iſt es gewiß meine Perſon, die 
das Schickſal hatte, eigentlich die Veranlaffung zu dieſem Geſetze zu ſein. In 
der Denkſchrift iſt Bezug auf einen Deputirten der Rhein- Provinz genom⸗ 
men, und dieſer Deputirte bin ich. Es ſteht in dieſer Denkſchrift, ein rhei⸗ 
niſcher Deputirter ſei in Unterſuchung verwickelt worden, und der Ober⸗Pro⸗ 
kurator habe dies dem Landtags-Kommiſſar mitgetheilt. Indeſſen iſt dabei 
zu bemerken, daß dieſe Unterſuchung gerade auf den Antrag des Kommiſſa⸗ 
rius oder der Königlichen Regierung zu Koblenz gegen mich verhängt wor⸗ 
den iſt. Man hat mich des Gewohnheitswuchers beſchuldigt. Ein verletzter 
Theil, gegen den ich Wucher ausgeübt haben ſollte, war nicht aufgetreten. 
Wenn die ganze Sache nicht ein Tendenz-Prozeß gegen mich geweſen wäre, ſo iſt 
es ſchwer, zu begreifen, wie die Königl. Regierung ſich veranlaßt finden konnte, 
eine ſolche Unterſuchung gegen mich zu provoziren. Dieſer Schritt war um 
fo auffallender, da der Staat durch die Königliche Bank und Seehandlung 
auch Geld- und andere Geſchäfte treiben läßt, die einer verſchiedenen Beur⸗ 
theilung unterliegen. Es iſt nämlich nicht unbekannt, daß, während die Bank 
von Pupillengeldern und anderen Depoſiten nur 2 und 2 pCt. Zinſen zahlt, fie 
viel höhere Zinſen realiſtrt; eben fo iſt es nicht unbekannt, daß die Seehand⸗ 
lung Geſchäfte treibt, in dieſem Augenblick ſogar mit Roggen, den ſie zu 60 
Rthlr. eingekauft hat und jetzt mit 100 Rthlr. verkauft. (Zeichen des Miß⸗ 
fallens.) Ich will dies nicht als ein Unglück beklagen, ſondern nur beweiſen, 
daß es auffällig war, wie die Regierung mich hier in Unterſuchung ziehen 
konnte, Dieſe iſt in großartigem Maßſtabe geführt worden und endigte da⸗ 
mit, daß ich freigeſprochen wurde. Ich bin vom Landtage entfernt worden 
und habe alſo Strafe erlitten, ohne daß ein Urtheil gegen mich gefällt wor⸗ 
den iſt. Entſchuldigen Sie, daß ich Sie mit Perſonlichkeiten unterhallen 
habe, ich habe aber geglaubt, daß die Schilderung meines Beiſpiels nöthig 
ſei um Ihnen zu zeigen, wie ſorgfältig die Beſtimmungen eines Geſetzes er⸗ 
wogen werden müffen, wodurch die Ehre, der gute Name und politiſches Recht 
nur zu leicht gefährdet werden können. Hier in dieſem Geſetz ſoll die Be⸗ 
ſcholtenheit auf allerhand Weiſe beſtimmt und anerkannt werden. Mir ſcheint 
aber, daß eine Beſcholtenheit nur dann beſteht, wenn irgend einem Abgeordneten, 
irgend einem Manne Ehre und Bürgerrecht durch ein Urtheil entzogen ſind, eher 
kann von einer Beſcholtenheit nicht die Rede fein. Ein berühmter Rechtslehrer 
hat vielmehr gefagt: ubi accusare et diflamare suflicit, qui innocens erit? 
Wenn alſo die bloße Anklage der Unterſuchung hinreicht, ſo iſt nichts mehr 
ſicher und beſonders, weil die Regierung es in ihrer Hand hat, jede ihr miß⸗ 
liebige Perſon vor Ausübung ſtändiſcher Rechte zu entfernen. Welche ſon⸗ 
derbare Motive hierbei obwalten, haben wir noch vor drei Wochen geſehen. 
Da war ein anderer Kollege von uns auch angeklagt. Seine Beſcholtenheit 
ſollte durch ein Ehrengericht unterſucht werden, welches von den rheiniſchen 
Stände⸗Mitgliedern gehalten wurde. Es wurde der Bericht vorgeleſen, worin 
geſagt wurde, der Deputirte gehöre der liberalen Partei an, und ſein Stell⸗ 
vertreter ſei eine dem Gouvernement viel angenehmere Perſon. Wenn alſo 
ſolche Motive gelten ſollen, ſo iſt eine ſolche Unterſuchung leicht zu provo⸗ 
ziren. Dann haben wir Tendenz-Prozeſſe, weiter nichts. Ich bin alſo der 
Meinung, daß nur wirkliches Urtheil genügen kann, um eine Standſchaft zu 
entziehen. Wenn geſagt worden iſt, daß in den rheiniſchen Geſetzen deshalb 
nichts vorgeſehen wäre, ſo muß ich erklären, daß dem nicht ſo iſt. Der Ar⸗ 
tikel 42 unſeres Code penale ermächtigt unſere Gerichte ausdrücklich, das 
Wahlrecht, das Recht, Zeuge zu ſein, das Recht, Vormund zu ſein, das Recht, 
Geſchworner zu ſein, zu entziehen. Wenn dies vom Gericht ausgeſprochen 
iſt, fo finde ich es ganz gerecht, daß Veſcholtenheit exiſtirt. Ich trage darauf 
an, das Geſetz zu verwerfen. f . 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich glaube nicht, daß der ſpezielle Fall, 
welcher allerdings die nächſte Veranlaſſung des gegenwärtigen Geſetz Entwurfs 
geweſen iſt, hier einer Erörterung unterliegen dürfe. Ich kann daher in die⸗ 
ſem Augenblick nicht darauf antworten, ob die erſte Veranlaſſung, den Red⸗ 
ner, welcher fo eben geſprochen, zur Unterſuchung zu ziehen, von der Regie⸗ 
rung ausgegangen iſt oder nicht. Wenn aber die nähere Erörterung dieſes 

alles von der hohen Verſammlung gewünſcht werden follte, fo bin ich bereit, 
ſämmtliche Verhandlungen im Secrekariat aufzulegen, damit die Ueberzeu⸗ 
gung gewonnen werden könne, wie es damit ſtehe. Es werden dann die Ur⸗ 
theile beider Inſtanzen, die Mittheilungen des Ober-Prokurators an den Land⸗ 
tags⸗Kommiſſar u. ſ. w. eingeſehen werden können. Wenn alſo ein Wunſch 
der Verſammlung ſich ausſpricht, ſo werde ich die Papiere im Secretariat 
niederlegen laſſen. (Viele Stimmen wünſchen dies.) Was den zweiten Fall, 
deſſen der Herr Abgeordnete erwähnt, betrifft, daß nämlich bei einem ande⸗ 
ren Deputirten, deſſen Unbeſcholtenheit angefochten, zugleich deſſen politiſche 
Tendenzen erörtert ſeien, fo glaube ich dabei das Urtheil der hohen Verſamm⸗ 
lung für das Gouvernement in Anſpruch nehmen zu dürfen. Der Fall iſt 
folgender: Unmittelbar vor Eröffnung dieſes Allgemeinen Langdtags erhielt 
ich eine Anzeige, daß der Ruf eines der Herren Deputirten in Frage geſtellt 
ſei, weil er ſich wegen groben Gewohnheitsſchmuggels in gerichtlicher Unter⸗ 
ſuchung befinde. Nach dem jetzigen Stande der Geſetzgebung würde ich allein 
zu beurtheilen gehabt haben, ob der Deputirte als beſcholten einſtweilen aus⸗ 
zuſchließen oder zuzulaſſen fei, Des Königs Majeſtät geruhten aber, zu bez 
ſümmen, daß, unter einſtweiliger Suspendirung des geſetzlichen status quo, 
und mit Rückſicht auf den eben vorliegenden Geſetz-Entwurf, die Standes⸗ 
genoſſen der Provinz gehört werden ſollten, ob der Ruf des Deputirten be⸗ 
leckt ſei oder nicht. Dieſe haben ihn einſtimmig für unbefleckt erklärt, und 
auf Grund dieſes Beſchluſſes iſt er ohne Weiteres zugelaſſen worden. Ich 
glaube, daß hierin das Gouvernement in liberalſter, zuvorkommender Weiſe 
gehandelt hat. Wenn nun in dem Bericht des betreffenden Ober⸗Präſidenten 
1 hat, daß diefer Deputirte der liberalen Partei angehört, und daß 
ein Stellvertreter dem Gouvernement viel angenehmer fein müffe, deſſen An⸗ 
trag aber nichtsdeſtoweniger dahin geht, den Deputirten nicht auszuſchließen, 


getäuſchter Erwartung, weil ich glaube, daß nach Verlauf Tiefer 


und wenn dieſer Bericht den Herren Standesgenoſſen mitgetheilt i 0 
ich, daß darin kein anderer Vorwurf liegen Aa „als act = 
vorſichtigkeit und zu großer Unbefangenheit: jeden anderen muß ich ernftlich 
zurückweiſen. Endlich habe ich noch ein Wort anzuführen über den Antrag 
des geehrten Redners, daß lediglich gerichtliche Verurtheilungen der mögliche 
Mapftab der Unbeſcholtenheit fein Doch glaube ich, dieſerhalb lediglich an 
die Verſammlung appelliren zu dürfen, ob wirklich Niemand in recht greller 
Weiſe beſcholten fein kann, ohne daß er einem gerichtlichen Strafurtheile un- 
terlegen habe. Es wird keiner Beiſpiele bedürfen. Diejenigen, welche an⸗ 
derer Meinung ſind, nur die können dem geehrten Redner beitreten. 
Abg. Meviſſen: Hohe Verſammlung! Der Gefeg-Entwurf, der Ihnen 
heute zur Berathung vorliegt, hat, wie ich glaube, bei der Mehrzahl dieſer 
Verſammlung gemiſchte Gefühle, ein Gefühl der Befriedigung und ein Ge⸗ 
fühl getäuſchter Erwartung erweckt. Ein Gefühl der Befriedigung, weil er 
zuerſt offiziell den richtigen Grundfag, daß die ſtändiſche Verſammlung in ih⸗ 
ren inneren Angelegenheiten ſelbſt zu entſcheiden habe, anerkennt. Wir haben 
nur zu wünſchen, daß die Staats⸗Regierung recht bald die Initiative ergrei⸗ 
fen und die weiteren Konſequenzen dieſes Prinzips ziehen möge. Ein Gefühl 
die ſich eben zu entwickeln beginnt, die materiellen mung le a 
feg-Entwurfs, als der öffentlichen Meinung und der Achtung vor dem Rechte 
der Perſonen widerſprechend, bei der großen Mehrzahl dieſer Verſammlung 
keinen Eingang finden werden. Was zunächſt die Frage betrifft, ob diefer 
Gefeg-Entwurf ein Bedürfniß ſei? fo glaube ich, nach der Lage der bisheri- 
gen Geſetzgebung, daß dieſes Bedürfniß zwar nicht aus der Lage der Geſetz⸗ 
gebung an ſich, wohl aber aus der Entwickelung, welche die Geſetzgebung prak⸗ 
tiſch, ſeit Beſtehen dieſer Geſetzgebung, genommen hat, bejahend beantwortet 


werden muß. Wird das Bedürfniß anerkannt, ſo wird die weitere rage zu 
erheben fein: wie der gute Ruf eines Menſchen zu definiren iſt. er gute 
Ruf beruht auf der unbeſtrittenen Ehrenhaftigkeit der Perſon. Dieſe Ehren⸗ 


haftigkeit iſt eine doppelte, eine innere, eine äußere. Die innere Ehre beru 

auf dem Selbfigefühl, auf dem Gefühl der inneren ſittlichen See der fu. 
neren Würde, auf dem Bewußtſein, daß die einzelne Perſönlichkeit in keinem 
Akte ihres Lebens ſich ſelber, ihren Ueberzeugungen ungetreu geworden. Dieſe 
innere Uebeugung iſt jedem äußeren Eingriff unantaſtbar. Sie kann auch 
dann noch feſt beſtehen, wenn alle anderen fie nicht anerkennen, ſie hat in der 
Geſchichte fortbeftanden bei hiſtoriſchen Perſonen, die mit der ganzen Anſchau⸗ 
ungsweiſe, mit dem Rechtsbewußtſein und der Sitte ihrer Zeit in Konflikt 
gerathen waren, fie hat bei Sokrates, Chriſtus, Huß fortbeſtanden, inmitten 
ſolcher Konflikte, und kein Gericht der Welt hat ſie erſchüttern können. Das 
it die eine Seite, die innere Ehre der Perſon. Die zweite Seite iſt die äußere 
Ehre. Die äußere Ehre der Perſon wird dargeſtellt durch die Achtung, die die 
Perſon in ihrer näheren und weiteren Umgebung in der menſchlichen Geſell⸗ 
ſchaft, in der ſie lebt, genießt. Dieſe Achtung beruht auf der Anſicht der Ge⸗ 
ſellſchaft, daß die einzelne Perſon in ihrem Rechtsbewußtſein, in ihren Hand⸗ 
lungen mit dem Rechtsbewußtſein, mit den Sitten dieſer Geſellſchaft in unge⸗ 
trübtem Einklang ſtehe. Auf dieſer vorausgeſetzten Uebereinſtimmung beruht 
die äußere Anerkennung der Ehre einer Perſon. Ein jeder Verſuch, andere 
Kriterien aufzufinden, iſt mißlich und gefährlich. Am gefährlichſten iſt der 
Verſuch, eine ſpezielle ſtändiſche Ehrenhaftigkeit der allgemeinen bürgerlichen 
Ehrenhaftigkeit zu ſubſtituiren. Im Lauf der Geſchichte iſt jene Entwickelung 
vor ſich gegangen, die das befondere Rechtsbewußtſein, die befondere Sitte zum 
Allgemeinen entwickelt hat. Der Pfahlbürger hat ſich zum Staatsbürger, der 
nur mit Privatrechten verſchene Menſch hat ſich zu dem mit allgemeinen po⸗ 
litiſchen Rechten verſehenen Menſchen erhoben. Sollen wir nun heute von je⸗ 
ner Entwickelung zurückſchreiten, ſollen wir zum Einzelrechte zurückkehren und 
die allgemeinen Rechtsbeſtimmungen aufgeben? Sollen wir heute die Ehre 
eines Menſchen für gekränkt erachten, weil er etwa mit den ſpeciellen An⸗ 
ſichten einer Kaſte, eines Standes in Konflikt gerathen iſt, während er dem 
allgemeinen Rechtsbewußtſein vollkommen getreu geblieben iſt? Ich glaube 
nicht, daß ein ſolcher Geiſt in dieſer hohen Verſammlung vorherrſchen wird. 
Ich gehe von der Anſicht aus und hoffe, daß ſie bei der Verſammlung An⸗ 
klang finden wird, daß die höchſten Rechte, die der Menſch hat, diejenigen 
Rechte, die ihn erſt zum Menſchen machen, ſeine politiſchen Rechte, daß das 
nicht äußere, zufällige Rechte, ſondern weſentliche Rechte ſeiner menſchlichen 
Natur find; daß er, wenn dieſe Rechte ihm durch ein Urtheil feiner Stan 
desgenoſſen genommen werden, zu dem Parias der heutigen Geſellſchaft hin⸗ 
ausgeſtoßen wird. Mit dieſer hohen Achtung, die ich für das politiſche Recht 
des Volkes in allen ſeinen Gliedern empfinde, trete ich an die Kritik des Ge⸗ 
feg-Entwurfs. Ich komme, wie geſagt, jetzt zur Kritik des Entwurfs. Der 
§. ! des Gefeg-Entwurfs sub 2 ſagt: (Lieſt vor.) „Als beſtholten find dieje⸗ 
nigen Perſonen zu crachten, welche durch ein militairifches Ehrengericht zu 
einer der im 8. 4. Lit. b — e. der Allerhöchſten Verordnung vom 20. Juli 
1843. über die Ehrengerichte aufgeführten Strafen veruripeilt.« Der ganze 
Paragraph beruht, und ich bitte, ſich das zu vergegenwärtigen, auf der Un⸗ 
terſcheidung einer beſtimmten Standesehre von der allgemeinen Ehre des Vol⸗ 
kes, und ich frage Sie: Kann es genügen, daß irgend eine beſtimmte Stan⸗ 
desehre einzelnen Standesgenoſſen gekränkt erſcheine, damit der Menſch fein 
Menſchenrecht verliere, daß ihm ſein höchſtes politiſches Gut entzogen werde. 
Verfolgen Sie den Entwickelungsgang, den der Vegriff Standesehre im Laufe 
der Geſchichte genommen hat. Die Standesehre war eine ganz andere im 
Mittelalter, als fie es heute iſt. Sehen Sie, wie damals die verſchiedenen 
Klaſſen der Geſellſchaft ohne Scheu ſich Dinge erlaubten, die heute dem Rechts⸗ 
bewußtſein civiliſtrter Nationen widerſprechen. Welche Standesehre iſt heute 
noch mit dem Raubritterthume verträglich? Sehen Sie, wie noch im vorigen 
Jahrhundert die Standeschre bei einem gewiſſen Stande gewiſſe noble Paſ⸗ 
fionen für ehrenwerth erachtete, und wie noch im heutigen Jahrhundert die 
Begriffe von Standesehre und die Begriffe von allgemeiner bürgerlicher Ehre 
ſtreng geſchieden ſind. Noch heute giebt es einen Stand, bei dem das Duell 
Ehrenfache iſt, während der größere Theil der heutigen Geſellſchaft das Duell 
zur kriminalgerichtlichen. Strafe geeignet hält. Dieſe wenigen Andeutungen 
werden genügen, um Ihnen darzuthun, daß keinesweges die Standesehre 
nothwendig mit der allgemeinen Ehre übereinſtimme, daß vielmehr noch heute 
ein unlösbarer Konflikt zwiſchen Standeschre und bürgerlicher Ehre beſteht. 
Wollen Sie nach dieſen Erläuterungen die Standesehre noch für maßgebend 
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erachten, um ihrer etwaigen Verletzung wegen einem Ihrer Mitbürger die 
höͤchſten Rechte zu entziehen? Ich glaube, Sie werden einen ſolchen Grundfag 
nicht anerkennen, ſondern dieſen Paſſus des GeſetzEntwurfs einſtimmig ver⸗ 
werfen. Ich brauche Sie nicht zum Ueberſluß an neueſte Vorfälle in unſerem 
eigenen Vaterlande zu erinnern, dieſe Vorfälle ſind nur zu bekannt, und ich 
glaube, daß die große Majorität in dieſem Saale den Perſonen, denen die 
Standesehre durch militairiſche Ehrengerichte abgeſprochen worden iſt, das 
Zeugniß unverfehrter bürgerlicher Unbeſcholtenheit nicht verſagen, daß ſte die- 
ſelben mit Freude in ihrer Mitte ſehen würde. Ich halte es für durchaus 
unmöglich, den Konflikt der Standesehre und der bürgerlichen Ehre zur Zeit 
in unſerem Staate zu löſen. Die zweite Veſtimmung des Gefeg-Entwurfs ad 
3 lautet: (Lieſt vor.) „Als beſcholten ſind diejenigen Perſonen zu erachten, 


welche im gefeglichen Wege vom Bürger⸗ oder Gemeinderecht ausgeſchloſſen 
ſind.« Erwägen Sie wohl den Umfang dieſer Beſtimmung, erwägen Sie 


wohl, was Sie thun würden, wenn Sie dieſe Beſtimmung annehmen. Sie 
würden ein kriminalrechtliches Urtheil, was dem Menſchen Alles entzieht, was 
ſein höchſtes Gut iſt, was keine Rehabilitation im Laufe der Jahre zuläßt, 
ohne Zwiſchenkunft Anderer, ein ſolches Urtheil würden Sie einer jeden Ge⸗ 
meinde⸗Corporation von einer geringen Anzahl Mitglieder in die Hände le— 
gen. Das Kriminalgericht erkennt nur dann, wenn es zu Zuchthausſtrafe oder 
zu einer anderen entehrenden Strafe verurtheilt, und nicht einmal in allen 
dieſen Fällen auf Verluſt der bürgerlichen Rechte. Das Strafgeſetz betrachtet 
alſo das bürgerliche Recht als ein ſo heiliges Gut, daß es ſelbſt dann nicht 
unbedingt verloren werden ſoll, wenn auch das Strafgefeg eine entehrende 
Strafe verhängt. Nach dieſem Paragraphen des Entwurfs aber ſoll das Ur- 
theil über das höchſte Gut nicht dem Strafrichter, ſondern dem zu einem ſol— 
chen Urtheile gar nicht qualiſizirten Gemeinderathe überlaſſen werden, einer 
Corporation, die in ihren Mitgliedern wechſelt und gar keine Garantieen bie- 
tet, ſoll das Urtheil über das höchſte Recht des Menſchen zuſtehen, und dieſes 
Urtheil ſoll nur auf die innere Ueberzeugung, ganz abgeſehen von allein recht⸗ 
lich feſtzuſtellenden Thatſachen, begründet werden. Erwägen Sie die Frage in 
ihrer praktiſchen Vedeutung; erwägen Sie, daß in vielen unſerer Gemeinden 
nur 6, 8, 10 Mitglieder den Gemeinderath bilden und es nur der Ueberein⸗ 
ſtimmung von 4 oder 6 Perſonen bedarf, einem Mitbürger ſeine heiligſten poli⸗ 
tiſchen Rechte zu nehmen. Von Ihnen, meine Herren, erwarte ich ein ande⸗ 
res Urtheil. Erwägen Sie wohl, daß Ihre Mitbürger Sie hierher geſandt 
haben, um ihre Rechte zu ſchützen, nicht um dazu beizutragen, die bisherigen 
ormen, die ſich keiner Billigung zu erfreuen gehabt haben, durch Ihr Lo⸗ 
tum zu feſten ‚ gefeglichen und bleibenden Beſtimmungen zu erheben. Erwä⸗ 
gen Sie, daß in dem Geſetz-Entwurf die Entziehung der politiſchen Rechte 
an keine beftimmte Dauer geknüpft iſt, daß ein Individuum durch einen 
Spruch, der es für beſcholten erklärt, für immer durchaus rechtlos, aller ſtaat⸗ 
lichen Rechte beraubt, hingeſtellt wird. Ich glaube, wenn Sie ſich dieſe tiefe 
Bedeutung eincs ſolchen Urtheils vergegenwärtigen, werden Sie davon ab⸗ 
ſtehen, ein ſolches Urtheil in die Hände der Gemeinde-Räthe zu legen. Es 
bleibt mir nun noch übrig, einige Worte über Abſchnitt 4 des F. 1 zu ſagen, 
wonach den Standesgenoſſen ein abſolutes Urtheil über die Veſcholtenheit 
anvertraut werden ſoll, ohne daß ſie an irgend ein Kriterium durch das Ge— 
se Wurden werden. Auch das ſcheint mir mit einer hohen Achtung vor 
den Rechten der Perſon, die die Geſammtheit nur dann entziehen kann, wenn 
beſtimmt charakteriſtrende Handlungen dieſe Entziehung rechtfertigen, nicht 
vereinbar. Das Strafgeſetz fordert befiimmte Thatſachen, um ein Urtheil zu 
begründen. Jedes Gericht der Geſchwornen urtheilt nach innerſter Ueberzeu⸗ 
gung über eine beſtimmte That. Wollen Sie weiter gehen, als das Straf- 
recht, wollen Sie ſich zu einem höheren exceptionellen Gerichtshof konſtituiren, 
wollen Sie Ihr Urtheil pure von Ihrer Ueberzeugung abhängig machen, 
ohne denjenigen, den Sie verurtheilen wollen, mit irgend einer ſchützenden 
orm zu umgeben? Freilich entſpricht das dem Geiſte des Geſetz-Entwurfs, 
der ihnen vorliegt, dieſer geht ſogar noch weiter. Er gewährt nicht allein den 
dend eclagten keine ſchützenden Formen, nein, er hebt ausdrücklich die ſchützen⸗ 
ven Formen, die das gewöhnliche Recht bietet, auf. Ich frage Sie, wird in 
irgend einem gefelligen Verein der Ausſchluß einer Perſon nicht an die Be⸗ 
dingung geknüpft, daß eine große Majorität, daß 3 oder à der Anweſenden 
ſich dafür erklären müſſen? Im Geſetz⸗Entwurf finden Sie gerade das Ge⸗ 
gentheil. Der Geſetz⸗Entwurf ift fo zärtlich beſorgt für den guten Ruf der 
Mitglieder, daß er es genügend findet, wenn 3 der anweſenden Standesge⸗ 
noſſen erklärt, daß der gute Ruf beſcholten ſei. Der Gefeg-Entwurf knüpft 
ferner das Urtheil über die Beſcholtenheit nicht an das Urtheil einer 
ganzen Nändifhen Verſammlung, ſondern an das Urtheil eines Theiles 
einer ſolchen Verſammlung. Er geht dabei von dem wenigfiens konſequenten 
Grundſatz aus, daß die ſpezielle tändiſche Ehre eines Standes den guten Ruf 
bedingt und nicht die allgemeine bürgerliche Ehrenhaftigkeit, deshalb knüpft 
er auch die Veſcholtenheit an die ſpezielle Beurkheilung eines Standes, nicht 
an das Urtheil der Einheit der verſchiedenen Stände. Wenn Sie meiner 
Anſicht beitreten, ſo können Sie nie und nimmer einen Stand für berufen 
erachten, ein ſolches Urtheil auszuſprechen; denn ein Urtheil über Rechte, die 
die Grundlage der menſchlichen Geſellſchaft bilden, kann nur von der mit 
der Ausübung dieſer Rechte betrauten Geſammtheit ausgeſprochen werden. 
een Grundſatz können Sie auch dann noch aufrecht halten, wenn Sie 
vr geneigt fein möchten, die ſubjektive Ueberzeugung eines ſolchen ſtän⸗ 
f Körpers zum Richter über die Ehre Ihrer Mitbürger zu ma⸗ 
chen. babe nun noch den Paſſus zu beſprechen, welcher lautet: 
Die Wiederzulaſſung zur Ausübung ſtändiſcher Rechte werden Wir nur auf 
den Antrag der Verſammlung welche die Anklage beſchloſſen hat, genehmi⸗ 
gen. Ein ſolcher Antrag darf nicht vor Ablauf von 5 Jahren nach der Aus- 
ſchliefung gemacht und nur dann zu Unſerer Kenntniß gebracht werden, wenn 
zwei Drittel der Verſammlung ſich dafür erklären. Ich frage, wozu eine 
ſolche Veſchränkung, ſelbſt wenn Sie das Prinzip, welches ich beſtritten, ge⸗ 
nehmigen? Nach dem Wortlaute des Gefeg-Entwurfs würde der Menſch, 
den Sie für beſcholten erklären, für immer beſcholten fein, ſo lange er auf 
den wandelt; der in jedem Kriminalrecht der neueren Zeit anerkannte Satz, 
aß im Innern der Perſon durch die Zeit eine Umwandlung ſtattfinden könne, 
eine innere Rehabilitirung hat in dem Geſetz⸗Entwurfe keine Aufnahme ges 
funden. Der Gefeg-Entwurf verdammt Jeden, derſelbe zu bleiben, der er 
einmal war. (Lieſt vor): Der §. 6. ſagt. Die ſtändiſchen Rechte ruhen: 


1) in allen den Fällen, in welchen das Bürgerrecht oder Gemeinderecht ru⸗ 
hen; 2) wenn eine Kuratel⸗ oder Kriminal⸗Unterſuchung eingeleitet iſt; 3) 
wenn eine ſtändiſche Verſammlung nach Nr. II. den Beſchluß gefaßt hat, 


das Verfahren eintreten zu laſſen, bis ein rechtskräftiger Ausſpruch ergangen 


iſt. Der Redner, der vor mir geſprochen, hat ausgeführt, welche Gefahren 
es in ſich ſchließt, wenn ſchon die Einleitung einer Kriminal-Unterſuchung 
hinreichen könnte, Jemanden von ſtändiſchen Verſammlungen auszuſchließen. 
Die Einleitung einer Kriminal⸗Unterſuchung beruht auf dem noch unbegrün⸗ 
deten Verdacht eines Verbrechens. Ob ein ſolches Verbrechen wirklich vor- 
liegt, darüber entſcheidet erſt das Urtheil des kompetenten Gerichtes. So 
lange der Ausſpruch des Gerichtshofes nicht erfolgt iſt, ſteht wohl der Ver⸗ 
dacht einer That, aber keine That feſt. Mein Antrag geht dahin, an die 
Stelle des Geſetz Entwurfs einen einzigen Paragraphen zu adoptiren, dahin 
lautend, »als beſcholten find die Perſonen zu betrachten, welche durch ein 
Kriminalgericht zu einer entehrenden Strafe rechtskräftig verurtheilt find, und 
welchen ihre Stangesgenoſſen die Anerkenntniß unbeſcholtener Ehrenhaftigkeit 
verfagen.« Der Geſetz⸗Entwurf geht von dem Grundfage aus, jeden leiſen 
Makel, der eine ſtändiſche Ehre betroffen, für genügend zu erachten, um 
Jemanden feine poliſiſchen Rechte zu entziehen. Ich gehe von dem Grund» 
ſatze aus, daß ein Urtheil von ſo peinlicher Bedeutung, wie das Urtheil über 
die Ehre eines Mannes, nur auf vollkommen feſtgeſtelltem Thatbeſtand be⸗ 
gründet werden darf. Ich halte ſelbſt das Urtheil des Kriminalgerichts, was 
eine entehrende Strafe verhängt, nicht in allen Fällen für genügend, um 
einen Makel auf die Ehre zu werfen. Ich fordere noch weitere Garantie, 
daß die Standesgenoſſen ein ſolches Urtheil beſtätigen. Darin allein ſehe ich 
eine genügende Garantie, denn ſelbſt ein rechtskräftiges Urtheil kann bei den 
ſchwankenden Rechtsbegriffen in Bezug auf Duell und politiſche Vergehen 
eine Strafe diktiren, die nach dem Rechts⸗Vewußtſein der Nation keine Ehr⸗ 
loſigkeit im Gefolge hat. a 
Marſchall: Ich bitte den Herrn Abgeordneten, mir den Antrag 
ſchriftlich zu übergeben, damit er morgen zur Berathung gebracht werde. 
Abg. Bruſt: Der Herr Miniſter hat ſich auf meine Unterſuchungs⸗ 
Akte bezogen; ich habe nichts dagegen, wenn dieſe zur Einſicht ausgelegt 
werden, allein wie meine Mitbürger über mich denken, davon mag das den 
Beweis liefern, daß ich ſeit dem letzten Urtheil einſtimmig zum Landt.⸗Abg. 
und mit Ausſchluß von zwei Stimmen zum Stadtrathe gewählt worden bin. 
Abg. v Manteuffel: Ich geſtehe, daß ich einen großen praktiſchen 
Werth dieſem Geſetz⸗Entwurfe nicht beilege, und zwar deshalb nicht, weil ich 
glaube, die Fälle ſeiner Anwendung werden ſelten vorkommen, und weil die 
Regierung bisher des Rechts, deſſen ſich zu entäußern ſie jetzt im Begriffe 
ſteht, ſich mit großer Vorſicht bedient hat, und ich bin überzeugt, daß es 
auch ferner geſchehen wird; dagegen erkenne ich an, daß im Gefeg-Entwurf 
ein wichtiges Prinzip ausgeſprochen wird; wie es in der ſtändiſchen Geſetzge⸗ 
bung in dieſer Allgemeinheit noch nicht dageſtanden hat, und ich glaube, daß 
die, welche einen ſchnellen, formellen Rechtsboden ſuchen, und diejenigen, 
welche Garanticen verlangen, eine Geſetzgebung, wie die vorliegende, mit 
Freudigkeit begrüßen müſſen. Es ſind dem Geſetze die heftigſten Einwürfe 
entgegengeſetzt worden, und ich geſtehe, daß ſie nur einigermaßen zu allge⸗ 
mein ſind, um darauf zu antworten. Man hat geſprochen von allgemeinen 
Menſchenrechten, die entzogen worden ſind, von mittelalterlichen Ideen, und 
ich weiß nicht, wie ich dieſe Anführungen in Verbindung bringen ſoll. Mit 
dem vorliegenden Geſetz-Entwurf beſchränke ich mich daher ganz kurz, die 
wichtigſten Geſichtspunkte zuſammenzuſtellen, und ich werde mir erlauben, da, 
wo ich kann, an dieſe Beſchuldigungen ein paar Worte anzuknüpfen. Ich 
ſtelle drei Geſichtspunkte auf: 1) das Prinzip, 2) das Verfahren und 3) die 
Konſequenz. Das Prinzip iſt einfach in No. 4. der erſten Abtheilung ent⸗ 
halten. (Lieſt vor.) »Oder welchen ihre Standesgenoſſen das Anerkenntniß 
unverletzter Ehrenhaftigkeit verfagen.« Ich habe in der That nicht geglaubt, 
daß dies Prinzip Anfechtungen erfahren werde; wenn die ſtändiſche Verſamm⸗ 
lung ſich in ihrer Einheit fühlen ſoll, fo muß fie die Ueberzeugung haben, 
daß nämlich die, welche ihre Einheit bilden, ihrer würdig ſind. Man hat 
nun geſagt, man muß dieſe Ehrenhaftigkeit, die als Bedingung hingeſtellt 
iſt, aus allgemeinen Geſichtspunkten betrachten und nicht auf einzelne Thaten 
zurückgehen. Es iſt im Allgemeinen die Bürger-Ehre, um die es ſich han⸗ 
delt, und ich will nicht daran erinnern, daß bei einem der edelſten Völker 
des Alterthums es die größte Schmach war, keinem Stande anzugehören. 
Unſere ſtändiſche Geſetzgebung beruht auf ſtändiſcher Gliederung; alle Vor⸗ 
würfe ſind alſo nicht gegen den Entwurf, ſondern gegen unſere ſtändiſche 
Geſetzgebung. Die Regierung ſetzt feſt, daß nur Jemand als Mitglied eines 
Standes ſeine ſtändiſchen Rechte ausüben dürfe, und wenn die, aus denen ſte 
hervorgegangen, auch über dieſe wichtigſte der Fragen, ob man beſcholten iſt, 
aburtheilen ſollen, ſo ſehe ich nicht, was gegen dieſe Veſtimmung anzuführen 
wäre. Man hat das Verfahren aber auch angegriffen; ich gebe zu, das 
Verfahren iſt eine Sache der Zweckmäßigkeit, das Ziel, das vorgeſteckt iſt, 
kann man auf dem einen oder anderen Wege erreichen; ich glaube aber, daß 
wichtige Gründe vorliegen, den Weg einzuſchlagen, den der Geſetz⸗-Entwurf 
gewillt hat, der, gegen den die Anklage der Beſcholtenheit gerichtet iſt, der 
ſtändiſchen Verſammlung gegenübergeſtellt, aus welcher ausgeſchloſſen zu wer⸗ 
den in Frage geſtellt iſt. Dieſe ſtändiſche Verſammlung ſteht ihm gewiſſer⸗ 
maßen als Partei gegenüber, es iſt ihr darum kein Urtheil beigelegt, dage⸗ 
gen ein vorläuſiges Befinden, fie ſtimmt als Anklage-Kammer. Es iſt der 
Vorwurf gemacht worden, daß bei dieſer die Beſtimmung ausgeſprochen ſei, 
es gehören z der Anweſenden dazu, um das Verfahren gegen den Mann 
einzuleiten. Ich bitte, zu bedenken, es haudelt ſich um keinen Urtheilsſpruch, 
ſondern um Beantwortung der Frage: Soll der Mann, der von Allen aus 
der Stände⸗Verſammlung, von ihrem Vorſitzenden als Beſcholtener erachtet, 
unter Anführung gewiſſer Thatſachen ſoll der, ohne daß dieſe Thatſachen er⸗ 
örtert ſind, Mitglied der Stände-Verſammlung bleiben oder ſoll das Ver⸗ 
fahren eintreten, welches geeignet iſt, ſeine Schuld oder Unſchuld in das 
klarſte Licht zu ſtellen. Ich glaube, wenn hier vorgeſchrieben wäre, die ein⸗ 
fache Majorität ſoll entſcheiden, ſo würde es ein Unrecht gegen denjenigen, 
gegen welchen die Anklage gerichtet iſt, fein. Er könnte nicht dafigen, wenn 
mit Majorität von einer Stimme für ihn entſchieden wäre; er muß es wün⸗ 
ſchen und ſelbſt antragen, daß ein ſo fundirter Antrag einer Unterſuchung 
unterzogen würde. Man hat die erſte Entſcheidung den Wählern überlaſſen, 
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die den Mann in die Verſammlung erwählt haben. Man hätte eine andere 
Form wählen können, zu einem einzelnen Fall einen Gerichtshof zu konſti⸗ 
tuiren. Man iſt zurückgegangen und hat die zweite Inſtanz konſtituirt in 
den Abtheilungen des Standes, welcher den Abgeordneten gewählt hat. Das 
ſind ungefähr die Grundzüge des Verfahrens, wobei ich offen erklären will, 
daß ich die Abänderung, die in der Abtheilung vorgenommen iſt, nämlich 
die, daß bei dem erſten Richterſpruche in der Wähler-Verſammlung der An⸗ 
geklagte ſelbſt zugegen ſein ſoll, für eine gute und wichtige halte, und wün⸗ 
Ihe, daß der Geſetz-Entwurf in dieſem Sinne eine Modification erhalte. Ich 
komme nun zu den Konſequenzen. Es iſt eine neue Materie, die hier gere— 
gelt werden ſoll im Wege der Geſetzgebung. Eine Konſequenz iſt, daß bei 
demjenigen, welcher bereits zu einer infamirenden Strafe verurtheilt iſt, von 
einem ſolchen Verfahren nicht mehr die Rede ſein kann. Der Richter-Aus⸗ 
ſpruch iſt in unſerem Lande eine unantaftbare Wahrheit, und ich würde es, 
tadeln, wenn, wie der Abgeordnete vor mir ſagte, wenn er noch der Kritik 
der Wähler unterworfen werden ſollte. Ich wüßte in der That nicht, was 
die Wähler thun ſollten, wenn ihr Ausspruch hierüber verlangt würde. Des 
Königs Majfeſtät hebt ein richterliches Urtheil nicht auf, ſollen es die Wäh⸗ 
ler thun? Die zweite Konſequenz iſt die, daß die ſtändiſchen Rechte, in wel⸗ 
chen die höchſte politiſche Thätigkeit, die höchſte Würde enthalten, daß die 
mindeſtens die Berückſichtigung finden, welche die geringen politiſchen Rechte, 
nämlich die Kommunalrechte, finden. Es iſt hart geſchildert worden, daß der 
Ausſpruch eines Gemeinderaths Jemanden der ſtändiſchen Befugniffe berauben 
ſollte. Es iſt dargeſtellt worden, daß der Mann politiſch vernichtet. Ich 
frage Sie, wünſchen Sie, daß Jemand in Ihrer Mitte ſitze, den die Ge— 
meinde-Verſammlung nicht in ihrer Mitte haben will? Ich bezweifle das. 
Es iſt nun noch der § 5. in Anklage geſetzt worden, wonach Se. Majeſtät 
der König ausſpricht, es ſoll der Antrag einer ſtändiſchen Verſammlung vor⸗ 
liegen, bevor die ſtändiſchen Rechte wieder verliehen werden. Ich finde hierin 
eine Beſchränkung der Königlichen Prärogative zu Gunſten der Stände. Der 
König will nicht aus eigener Machtvollkommenheit in Beziehung auf dieſen 
Punkt das Begnadigungsrecht ausüben. Es ſei denn, daß die Stände ſelbſt 
es gewünſcht hätten. Nach dieſen wenigen Andeutungen, die ich im Lauf der 
Debatte zu vervollſtändigen mir vorbehalte, glaube ich, daß das Geſetz, das 
fo ſehr beſcholtene Beſcholteuheits⸗Geſetz feine ſehr guten Seiten hat 
und dieſe Verſammlung es wohl mit einer gewiſſen Genugthuung wird be⸗ 
grüßen können. (Bravo.) 

Abg. Aldenhoven: Meine Herren! Ich habe eine dem vorigen Red⸗ 
ner entgegengeſetzte Anſicht über den uns vorgelegten Geſetz-Entwurf. Wenn 
ich unſere ſtändiſche Geſetzgebung ſeit dem Jahre 1823, und insbeſondere die 
Geſetze über die Wahlen, betrachte, ſo erkenne ich darin die Abſicht, die Ver⸗ 
tretung auf den Provinzial-Landtagen zu erſchweren und zu beſchränken. 
Was die Geſetze nicht ausgeſprochen haben, das haben ſpätere miniſterielle 
Inſtruklionen und Declarationen zu vollenden geſucht. Es war in den frü- 
heren Geſetzen ausgeſprochen, daß dasjenige Grund-Eigenthum, welches im 
zweiten und dritten Stande nicht vertreten ſei, im Stande der Landgemein- 
den ſeine Vertretung finden ſolle; dies iſt immer mehr und mehr beſchränkt 
worden. Dieſe Tendenz ſoll in dem uns vorgelegten Geſetz-Entwurf über die 
Ausſchließung beſcholtener Perſonen von ſtändiſchen Verſammlungen ihre Vollen⸗ 
dung finden. Es ſcheint mir deshalb nöthig, daß wir der Staatsregierung in 
dieſer erſten, meiner Anſicht nach wichtigen Angelegenheit zeigen, daß uns 
eine andere Anſicht der ſtändiſchen Verhältniſſe vorliegt. Es ſcheint mir, 
meine Herren, daß nach unſerer Achtung vor dem Geſetz und nach unſerer 
Achtung vor dem richterlichen Urtheil wir daran feſthalten müſſen, daß wir 
nur denjenigen für beſcholten erklären, welcher durch richterliches Urtheil ſeine 
bürgerlichen Rechte und ſeine Ehrenrechte verloren hat. Auf dieſen einzigen 
Paragraph wünſche ich den ganzen Geſetz-Entwurf beſchränkt zu ſehen, und 
ich ſchlage deshalb vor, daß von der Abtheilung vorgelegte Gutachten in allen 
anderen Theilen zu verwerfen. 

Abg. v Beckerath: Sie haben bereits ausführliche Vorträge über das 

- Gefeg vernommen, ich werde mich daher auf Weniges beſchränken können, 
um Ihnen ebenfalls meine Anſicht über das Allgemeine des Geſetz- Entwurfs 
darzulegen; hinſichtlich des Einzelnen wird ſich bei der Diskuſſton der vers 
ſchiedenen Beſtimmungen Gelegenheit ergeben, das Weitere zu beleuchten. Ich 
erlaube mir, denſelben Gang einzuſchlagen, den der vorletzte Redner genom- 
men hat, und den Geſetz-Entwurf unter drei Geſichtspunkten zu betrachten, 
nämlich: hinſichtlich des Prinzips, des Verfahrens und der dabei zu befolgen⸗ 
den Konfequenzen. Das Prinzip ſcheint wir ein doppeltes zu fein; das Ge⸗ 
ſetz ſoll die Rechte, das Intereſſe des Einzelnen, es ſoll das Intereſſe und 
die Rechte der ſtändiſchen Verſammlung ſchützen. Was das erſtere betrifft, ſo 
wird gewiß ein allgemeines Einverſtändniß darüber herrſchen, daß Niemand 
der öffentlichen Achtung als verluſtig erklärt werden kann, deſſeu unwürdige 
Handlungsweiſe nicht thatſächlich feſtſteht. Es widerſtreitet dem Rechtsgefühl, 
daß die Strafe vor dem Urtheil erfolge. Aber die Suspenſton des ſtändi⸗ 
ſchen Rechtes kann unter Umſtänden, und ſie iſt es geweſen, eine harte Strafe 
fein. Denken Sie ſich einen Mann, der der allgemeinen Achtung feiner Mit⸗ 
bürger bis zu dem Grade genießt, daß fie ihm die wichtige Miſſton der ſtän⸗ 
diſchen Vertretung anvertrauen; dieſer Mann wird in einem Augenblick, wo 
die ſtändiſche Verſammlung zufammentritt, auf den Antrag irgend einer Bez 
hörde, nehmen wir, das Beiſpiel liegt nahe, einer Steuer-Behörde, in eine 
Unterſuchung verwickelt. Nach dem Wortlaute des Geſetz-Entwurfs müßte, 
inſofern die Unterſuchung eine Kriminal-Unterſuchung wäre, was ſehr leicht 
der Fall ſein kann, dieſer vielleicht ſchuldloſe Mann vor dem Lande an fei- 
ner Ehre gekränkt werden; denn eine Ehrenkränkung iſt es, wenn Jemand 
von einer Verſammlung, von einer ſtändiſchen Verſammlung, zu der er als 
Mitglied gehört, ausgeſchloſſen wird, wenn auch nur zeitweiſe. Ich glaube, 
daß die dahin zielende Beſummung des Geſetz-Entwurfs die Zuſtimmung der 
Verſammlung um ſo weniger erlangen kann, als ja in dem weiteren Vor⸗ 
ſchlage des Geſez⸗Entwurſes der Stände⸗Verſammlung das Recht vindizirt 
wird, ſobald der Ruf eines ſtändiſchen Mitgliedes in einen ernſtlichen Zwei⸗ 
fel gezogen werden kann, ſelbſtſtändig darüber zu entſcheiden mithin in kei⸗ 
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nem Falle, auch nicht in dem Falle, daß eine Unterſuchung eingeleitet wird 
die auf notoriſcher Unwürdigkeit beruht, die Ehre der Verſammlung gefähr⸗ 
det werden kann, immer iſt es ihr anheimgegeben, ſelbſt zu entſcheiden ob 
der betreffende Deputirte zugelaſſen werden kann oder nicht. Ich fahre, was 


ihrer Mitglieder zu urtheilen. — Der Geſetz-Entwurf aber ſagt, 


das Prinzip betrifft, fort und gehe zum §. 6. über, wonach in allen den 
Fällen, in welchen das Bürger- und Gemeinderecht ruht, wenn eine Kuratel⸗ 
oder Kriminal-Unterſuch eingeleitet iſt, das ſtändiſche Recht bis zum Urtheils⸗ 
ſpruch ruhen ſoll. Ich wiederhole, daß die Suspenſton der ſtändiſchen Rechte 
eine Strafe, daß es eine der empfindlichſten Ehrenkränkungen iſt, die einem 
Bürger widerfahren können, wenn er bei Zuſammentritt der ſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlung als unwürdig, als verdächtig ausgeſchloſſen wird, daß dieſe Ehren⸗ 
kränkung durch das nachher erfolgende freiſprechende Urtheil nicht wieder gut 
gemacht wird, und deshalb muß ich mich auch dieſen beiden Veſtimmungen 
widerſetzen. Was den zweiten Geſichtspunkt, das Verfahren, betrifft, ſo 
ſcheint es mir allerdings ſehr richtig, daß die Wähler zunächſt darüber ur⸗ 
theilen ſollen, ob der Mann ihres Vertrauens noch fortwährend die Qualität 
beſitzt, die ſie bei der Wahl vorausſetzten. Aber, meine Herren, es handelt 
ſich nicht lediglich darum, die Rechte einzelner Perfonen, einzelner 
Köperſchaften zu wahren, es handelt ſich auch darum, die Rechte der 
ſtändiſchen Verſammlung, ihre Würde in ihrer Eigenſchaft als Ver⸗ 
tretung des Landes zu wahren. Und da, ſobald ein Geſetz emanirt wird, 
daſſelbe auch in jeder Beziehung dem Prinzip, auf dem es erbaut iſt, ent⸗ 
ſprechen muß, ſo halte ich es für gerechtfertigt, daß in zweiter Inſtanz die 
Stände⸗Verſammlung das Urtheil fällt. Ich beziehe mich hierbei jedoch auf 
die von dem vorletzten Redner dargelegte Anſicht, daß die Mitglieder, welche 
die Einheit der Verſammlung bilden, darüber urtheilen müffen , ob der be- 
treffende Deputirte würdig iſt, in ihrer Mitte zu figen, oder nicht. Wir 
Alle aber, alle Stände, die hier vertreten find, bilden die Einheit dieſer Ver— 
ſammlung, und keinem Stande kann es gleichgültig ſein, ob der Eine die 
Ehre der Verſammlung wahrt oder nicht. Wir ſind Alle gleich betheiligt, 
und deshalb wünſche ich, was das Verfahren betrifft, der Stände-Verſamm⸗ 
lung in ihrer Einheit jenes Recht zu vindiziren. Anlangend den dritten 
Punkt, die Konſequenzen, ſo muß ich der Behauptung des geehrten Redners, 
daß es nöthig ſei, des Einklangs in der Geſetzgebung wegen hier auf die Ber 
ſtimmungen der Gemeinde ⸗Ordnung und der Städte-Ordnung in der Art 
Rückſicht zu nehmen, daß ſie auch für die ſtändiſche Verſammlung maßgebend 
ſeien, widerſprechen. Wenn in der Gemeinde-Geſetzgebung ein Uebel vorhan- 
den iſt, müſſen wir daſſelbe auch hinübertragen auf das größere Gebiet der 
ſtändiſchen Geſetzgebung? Es iſt aber ein Uebel, daß der Gemeinderath das 
Recht hat, in feiner Majorttät einem Bürger das Gemeinderecht zu entziehen. 
Sollten wir, um des kleinen Mangels willen, noch einen größeren hervorru⸗ 
fen? Dies wäre keine richtige Konfequenz. Vielmehr wäre Bedacht darauf 
zu nehmen, jenes Mifverhältniß zu beſeitigen, nicht aber es zu vervielfaͤlti⸗ 
gen, wie es geſchehen würde, wenn dieſe Beſtimmung der Gemeinde-Ordnung 
auch maßgebend für die ſtändiſche Geſetzgebung fein ſollte. Dies habe ich über 
das Allgemeine des Entwurfs zu ſagen, hinſichtlich der einzelnen Punkte be⸗ 
halte ich mir die weitere Beſprechung vor. ö * 

Abg. v. Auerswald: Bevor ich über den Geſetz-Entwurf im Allge⸗ 
meinen mir Bemerkungen zu machen erlaube, möge es geſtattet ſein, auf die 
Bemerkung eines Redners aus der Provinz Brandenburg zurückzukommen, 
welche ich gern widerlegen möchte, um nicht in Betreff ſolcher Acußerungen 
die ich ſpäter machen könnte, Mißverſtändniß zu erregen. Ich habe verſtan⸗ 
den: daß, weil man diejenigen Functionen, die hier von Ständen geübt wer⸗ 
den ſollen, von einer Seite her in Gemeinſchaft der verſchiedenen Stände ge⸗ 
übt zu ſehen wünſche — man dies für einen Angriff auf die ſtändiſchen Prin⸗ 
zipien halten und darin erkennen müſſe, daß man eine Kritik, nicht ſowohl 
des Entwurfs, als der ſtändiſchen Geſetzgebung überhaupt, beabſichtige; dem 
muß ich widerſprechen, denn ſo gewiß auch unſere ſtändiſche Geſetzgebung eine 
gegliederte iſt, ſo gewiß iſt es auch, daß der König uns in einer Einheit ver⸗ 
ſammelt hat, um die verſchiedenſten Functionen gemeinſam zu vollbringen; 
eben ſo gut wird es, ohne das Prinzip zu verletzen, einer ſolchen Verſamm⸗ 
lung geſtattet ſein, in allen vier Ständen Pa über die Ehre eines 
daß die 
Beſcholtenheit fefigefegt wird, nicht allein durch richterliches Eren 
allein durch Urtheil der Standesgenoſſen, ſondern er fagt, und zwar zu meis 
ner großen Ueberraſchung, als wenn es ſich von ſelbſt verftände, einmal: 
wenn auch außer dieſen beiden Verhältniſſen noch das Verhältniß ſtattfindet, 
daß ein anderer exceptioneller Richter exiſtirt, der nicht in Beziehung zu dem 
Manne ſteht, in anderen Verhältniſſen lebt und keinesweges nach dem Prin⸗ 
zip des ordentlichen Richters verfährt, ſo ſoll auch dieſer entſcheiden können. 
Ferner nicht blos dann, wenn das Geſetz verurtheilt, ſoll die Stand⸗ 
ſchaft ruhen, ſondern auch dann, wenn der Richter nach feiner ſubjectiven 
Anſicht die Vermuthung hat, daß das Geſetz verurtheilen werde. Ich er⸗ 
laube mir dieſe Anſicht zu begründen, zunächſt durch Verleſung der SS. 1, 
2, 3, — die Anſicht nämlich, daß außer dem ordentlichen und exceptionellen 
Richter, der durch die Verhältniſſe bedingt wird, noch ein anderer ganz ex⸗ 
ceptioneller Richter zu richten hat. Ganz abgeſehen davon, daß es mir nach 
Durchleſung des Geſetzes über die Ehrengerichte nicht gelungen iſt zu entdek⸗ 
ken, für welche Vergehungen beſtimmte Strafen ausgeſprochen ſind, ſondern, 
daß ich gefunden zu haben glaube, daß diejentgen Strafen, von denen die 
Rede iſt und die ein ſtändiſches Mitglied ausſchließen können, eben ſo gut 
wegen ehrenloſen Vergehens verhängt werden können, als deshalb, weil Je⸗ 
mand ſich nicht den Verhältniſſen des Ofſizierſtandes entſprechend benommen 
hat oder Dieſtvernachläfſigungen hat zu Schulden kommen laſſen und Aehn⸗ 
liches, wovon ich nicht überzeugt bin, daß es unter allen Umſtäuden die Ehre 
verletze. Abgeſehen davon, daß ich gern glaube, wie auch Vergehungen die- 
fer Art fattfinden können, aus welchen die Veſcholtenheit enkſteht, fo erlaube 
ich mir die Frage: wo liegt darin ein Prinzip, daß ein Ofſizier⸗Corps ein⸗ 
ſach durch ein ehrengerichtliches Erkenntniß, welches keinenfalls dem gemeinen 
Geſetze entſpricht, was, wie ich glaube, behaupten zu dürfen, nicht einmal 
in allen Punkten auf die zehn Gebote begründet iſt, einem unferer Mitſtände 
ohne Weiteres der ſtändiſchen Rechte berauben darf? Sollte ein ſolches Prin⸗ 
zip gelten können, ſo müßte konſequent daraus folgen, daß, wenn die Kreise 
Stände einem Offizier die ſtändiſchen Rechte entziehen, derſelbe aus dem Of⸗ 
ſtzier⸗Corps auch ohne Weiteres entlaſſen werden müßte, denn wenn ein ex⸗ 
ceptionelles Gericht, welches aus beſonderer Körperſchaft befleht, über eine 
andere Körperſchaft zu entſcheiden hat, ſo muß dies der anderen auch geſtat⸗ 
tet fein. Ich würde aber eins eben ſo beklagenswerth halten wie das andere 
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und halte den Paſſus des §. 1 ad 2, ohne mich auf Spezialitäten einzulaf- 
ſen, von der Art, daß ich mich nur für ſeine Weglaſſung erklären kann. 
Dieſelbe Vewandtniß hat es mit dem Paſſus ad 3, wie ein Redner ſchon 
geſagt hat, der ſich -auf bürgerliche und Gemeinderechte bezieht. Nur in Kon⸗ 
ſequenz deſſen, was ich in Betreff der Ehrengerichte ſagte, will ich mir er⸗ 
lauben, dem geehrten Redner aus der Provinz Brandenburg etwas zu er⸗ 
wedern. Er fragt: wünſchen ſie, daß Jemand, der von der Gemeinde-Ver⸗ 
ſammlung ausgeſchloſſen iſt, in ihrer Verſammlung Zutritt erhielte? Ich 
antworte, daß dies nicht zu meinen Wünſchen gehört, aber eben ſo wenig 
wünſche ich auch, daß irgend eine kleine Gemeinde am Rhein berechtigt ſei, ein ſtän⸗ 
diſches Mitglied der Roſenberger Kreis-Verſammlung in Oſtpreußen aus diefer 
ohne Weiteres auszuſchließen. Ich glaube, ähnliche Fragen laſſen ſich viele fielen. 
Ich muß auf die Weglaſſung der einzelnen Theile des F. 1 antragen, nicht, 
weil fie eben nicht mitunter zweckmäßig wirken könnten, ſondern weil fie dem 
Prinzip des Geſetzes entſchieden entgegen ſind. Ganz ähnliche Bewandtniß 
hat es mit dem §. 6 Punkt 2, wo geſagt iſt, daß die ſtändiſchen Rechte ruhen 
ſollen, wenn die Kriminal⸗Unterſuchung eingeleitet iſt, alſo, wie ich bereits mit 
anderen Worten ausgedrückte, wenn der Richter die perſönliche Vermuthung hat, 
daß das Geſetz ihn richten werde, daß er dann für beſcholten zu erachten iſt. 
Ich bitte auf die praktiſchen Folgen einer ſolchen Sache zu ſehen, es handelt 
ſich hier nicht um Strafwürdigkeit, ſondern um Beſcholtenheit. Die Strafwürdig⸗ 
keit wird durch ein Erkenntniß nach dem Geſetz ausgeſprochen, man mag die 
Anſicht des Richters theilen oder nicht, man muß ſie anerkennen. Die Be⸗ 
ſcholtenheit iſt aber, wie in den Gutachten der Abtheilung jo ſchön aus— 
geführt iſt, eine Sache der Ueberzeugung, die alſo auch nur, wenn ſie mit 
Erſolg ausgeſprochen werden ſoll, in einer Art ausgeſprochen werden muß, 
die der Auffaſſung und Ueberzeugung unſerer Mitbürger entſpricht. Ich er⸗ 
laube mir aber die Frage: ob ein Einziger in der Verſammlung iſt, der 
unter allen und jeden Umſtänden Jemanden deshalb, weil er in Kriminal- 
Unterſuchung gekommen iſt, für beſcholten halten werde; deshalb aber nur, 
weil er beſcholten gehalten wird, nicht, weil er ſtrafwürdig if, ſoll er ausge⸗ 
ſchloſſen werden. Es laſſen ſich unzählige Veiſpiele anführen, ich will nicht 
daran erinnern, daß die Anſicht der Richter irregeleitet ſein kann, ich will nicht 
an Preß⸗ und politiſche Unterſuchungen aller Art denken, ich will ſchlagendere 
Beiſpiele anführen. Der berühmte Admiral, der gegen das Geſetz die See— 
8 acht lieferte und gewann, der große Feldherr, der mit dem Verbot des 
Hof⸗Kriegsrath in der Taſche die Landſchlacht gewann, der tapfere und un⸗ 
glünliche Krieger, der ohne des Königs Ruf das Schwert für denſelben zog 
und mit feinem Blute dafür büßen mußte, wäre mit Recht zur Unterſuchung 
gezogen worden. Ich frage: wenn im Laufe dieſer Unterſuchung Jemand 
aufgetreten wäre und geſagt hätte, der Mann iſt in Unterſuchung, daher iſt 
er beſcholten und von den Ständen auszuſchließen, welche andere Antwort, 
als ein wahrhaft homeriſches Gelächter würde Jener erhalten haben, (Bravo). 
Ich glaube aus dieſen Rückſichten mich entſchieden gegen den Punkt 2 F. 6 
erklären zu müſſen. Ich enthalte mich des Eingehens auf Spezialitäten und 
erlaube mir nur noch eine Sache, die ich nicht gern mißverſtanden ſehen 
— zu berühfen. Ich ſprach davon, daß, wenn die Beſcholtenheit ausge⸗ 
lprochen werden ſoll, dies nur einen Effekt haben kann, wenn das Urtheil 
über die Beſcholtenheit allgemein ganz unabhängig gehalten wird. Ich ſprach 
weiter davon, daß die vorläufige Anerkennung der Beſcholtenheit nach Punkt 
§. 6 von der ſubjektiven Anſicht des Richters und nicht von deſſen nach 
dem Geſetze gefällten Urtheil entſchieden werden ſoll, und da erlaube ich mir, 
daran zu erinnern, daß, ſeit gewiſſe Geſetze bei uns erſchienen ſind, über die 
Unabhängigkeit des Richterſtandes im Volke im Lande Beſorguiß entſtanden 
iſt. Ich bitte, mich nicht mißverſtehen zu wollen, es iſt nicht meine Abſicht, 
auf dieſen Punkt einzugehen und zu unterſuchen, ob das Recht oder Unrecht 
ſtattfindet, aber das Faktum, daß eine überwiegende Anzahl unferer preußi⸗ 
ſchen Mitbürger in dieſer Weiſe darüber denken, iſt nicht zu beſtreiten, denn 
es iſt von mehreren Provinzial-Landtagen Sr. Majeſtät angezeigt worden. 
Das aber iſt der wahre und wichtige Antheil, den wir von der Geſetzgebung 
haben ſollen, nicht daß wir uns beſchäftigen mit der Redaction einzelner, Pa⸗ 
ragraphen, nicht daß wir uns den Kopf zerbrechen, ob ſie um ein Jota zweck⸗ 
mäßiger ſein könne oder nicht, ſondern daß wir ſagen, dieſe Prinzipien wer⸗ 
ei Volke nach dem Rechtsgefühle, welches im Volke liegt, anerkannt, 
ee gepflegt wedeln ſie demſelben zugänglich, und in dieſer Weiſe können 
let dem 20010 Das iſt es, wodurch wir den Zweck erfüllen, Sr. Ma⸗ 
Abg Wi N 1 und redlich mit unſerem Beirath zur Seite zu ſtehen. 
J, ier. Rach dem Vortrefflichen, was wir über den vorlie⸗ 
genden Geſetz⸗Entwurf ſchon an diefer Stelle gehört hab ird einem ſchlich⸗ 
ten Bürger, wie mir, weni r A 
ger, rr „weng zu ſagen übrig bleiben, indeß was ich auch, 
m ich mit Aufmerkſamkeit gefolgt bin, Vortreſſliches gehört habe, fo kann 
dies nur von meinem Standpunkte aus für ideale Wünſche halten, die 
herrlich klingen, bei denen ich nur aber fragen muß, ob ſie überall Anwen⸗ 
dung finden können. Wenn wir die Unbeſcholtenheit wollen, und ich kann 
nicht zweifeln, daß wir fie wollen, dann, meine Herren, müſſen wir auch 
Mittel, Kriterien haben, die Unbeſcholtenheit erkennen zu können. Wir ha⸗ 
en herrliche Worte von einem Redner der Rheinprovinz gehört, aber trotz 
aufffnden 85 die Beſtimmungen des Geſetz⸗Entwurfs verwirft, habe ich nicht 
gehört, Niem was nach ſeiner Anſicht dafür eintreten ſoll. Ich habe nur 
17 äh cha anders als der Richter darf über die Beſcholtenheit erken⸗ 
bu Hit mag dies ausreichen, aber mir ſteht die Achtung meiner Um⸗ 
gebung . — 4 derjenigen Richter, die mich kennen, die mich täglich fehen, 
dieſe 600 mir ge als die des einzelnen Richters, der mich nicht kennt, 
nicht allwiſſend it, nicht zu ſehen vermag, wie ich mich ſo lange benommen, 
der mich nur nach den vorliegenden Thatſachen beurtheilt, ein ſolches Urtheil 
or; nicht ſchützend fein, und wir wollen doch Schutz finden. Meine Her⸗ 
vo, wenn wir die Unbeſcholtenheit wollen und dazu eine Kraft, ein Kriterium 
Machen, ſo kann dies nur in einem Geſetze beſtehen. Der Entwurf hat 
engel, dafür iſt er menſchliches Machwerk, aber im Ganzen finde ich nichts 
darin zu fü ich bewillkommne ihn als une Srakın en 
nicht d rchten, ich ihn als eine Wahrung, weil er mich 
em Kriterium eines einzelnen Richters hinſtellt, ſondern einer ſo er⸗ 
leuchteten Verſammlung, weil er mich meinen Standesgenoſſen hingiebt, die 
wiſſen, wie ilen haben. Das Tü a 8 
wiſſen, fie mich zu beurtheilen haben. Das Fürchterlichſte wäre, wenn 


es einem Einzelnen hingegeben ſein würde. Deshalb ſtimme ich für den Geſetz⸗ 
Entwurf und werde mir erlauben, ſpäter einzelne Amendements vorzuſchlagen. 

Abg. Graf v. Schwerin: Meine Herren, ich habe mir das Wort er⸗ 
beten, nachdem wir die Rede des Abgeordneten von Köln gehört, der ſich ent- 
ſchieden gegen den Entwurf des Geſetzes und das Prinzip deſſelben ausge⸗ 
ſprochen hat, um mich meinerſeits für daſſelbe auf eben ſo entſchiedene 
Weiſe zu erklären. Das Prinzip halte ich an ſich für abſolut richtig, und 
bitte ich, zu erwägen, ob wir nicht einen Fehler begehen, wenn wir in Bezug 
auf unſere volksthümliche Wehr-Verfaſſung von demſelben abweichen wollen. 
Wehrhaft und ehrenhaft ſind bei uns identiſch. Laſſen Sie uns kein Prin⸗ 
zip annehmen, welches uns von dieſer Baſis entfernen könnte; wer nicht mehr 
für fähig erachtet wird, die Waffen, des Königs Rock zu tragen, der kann 
auch nicht mehr für politiſch unbeſcholten, für fähig gehalten werden, die 
ſtändiſchen Rechte auszuüben. Das iſt ein Grundſatz, von dem, wie ich glaube, 
wir uns nicht entfernen dürfen, ohne das Prinzip unſerer Wehr-Verfaſſung, 
des edelſten Kleinods, was wir in Preußen haben, zu verletzen. Es iſt auch 
noch Nummer 3 des §. 1 angefochten worden. Ich kann mich auch damit 
nicht einverſtanden erklären. Allerdings iſt die Gemeinde-Verſammlung eine 
weniger bedeutende, der Geſichtskreis iſt ein beſchränkterer, und es kann aller⸗ 
dings vorkommen, daß die große Mehrheit einer ſtändiſchen Verſammlung 
wünſchen möchte, einen Mann unter ſich zu ſehen, der aus irgend einem 
Motive des bürgerlichen Rechts für verluſtig erklärt worden iſt. Aber beden⸗ 
ken wir, er erſcheint hier in unſerer Verſammlung nicht blos als Menſch, ſon⸗ 
dern als Vertreter der Gemeine der Bürgerſchart, und der kann unmöglich 
die Bürgerſchaft vertreten, von dem ſeine Bürgerſchaft der Meinung iſt, er 
ſei nicht vollkommen unbeſchollten. Das war, was ich mir erlauben wollte in 
Bezug auf das Allgemeine zu erwähnen, und behalte mir vor, über den $. 6, der 
von der Ruhe der ſtändiſchen Rechte ſpricht, noch einige Bemerkungen zu machen. 

Abg. Hanſemann: Meine Herren! Ein berühmter Rechtslehrer, jetzt 
an der Spitze unſerer Geſetzgebung ſtehend, hat vor mehreren Jahren ausge⸗ 
ſprochen, unſere Zeit ſei nicht geeignet zur Geſetzgebung. Es ſcheint mir, daß 
der vorliegende Geſetz- Entwurf einer der Beläge für dieſen Ausſpruch ſei, 
und zwar in der Hinſicht, daß die Materie, welche er ordnen ſoll, eigentlich 
ſehr ſchwer durch die Geſetzgebung überhaupt zu ordnen iſt. Es war nach 
meiner Ueberzeugung nämlich ein Fehler der früheren Geſetzgebungen, daß 
man ein ſo unbeſtimmtes Wort, wie das der Beſcholtenheit oder Unbeſchol⸗ 
tenheit, in die Geſetzgebung aufnahm, anſtatt einfach zu ſagen, wer dits oder 
jenes Verbrechen begangen hat, wer ſolcher Verbrechen angeklagt iſt oder in 
den und den bürgerlichen Verhältniſſen ſich befindet — lauter Kriterien, die 
durch das Geſetz klar dargelegt werden konnten —, kann nicht Mitglied der 
Standſchaft ſein. Ich wünſche noch und ich hoffe es zuverſichtlich, daß Sie dieſen 
Geſetz Entwurf, wie er hier vorliegt, nicht annehmen, ſondern ihn ſehr we⸗ 
ſentlich amendiren werden. Wenn ich jetzt einige Bemerkungen mache von 
dem Verhältniß der Stände oder des Volks zur Staatsgewalt, zum Mini⸗ 
ſterium, ſo hoffe ich, daß die verehrten Herren auf der Miniſterbank darin 
keine Perſönlichkeiten erblicken werden. 

Königlicher Kommiſſarius: Keinesweges! 

Abg. Hanſemann: Es handelt ſich von Grundſätzen, nicht von Per⸗ 
ſonen, und an unſeren Grundſätzen müſſen wir feſthalten ohne Rückſicht auf 
die Perſonen, die jetzt Miniſter ſind. Der frühere geſetzliche oder Verwal⸗ 
tungs⸗Zuſtand — ich weiß kaum einen Ausdruck zu finden —, dieſer unbe⸗ 
ſtimmten Eigenſchaft der Beſcholtenheit beſtand darin, daß er theilweis durch 
Geſetze regulirt, theilweis aber dem Ermeſſen der Staats-Regierung anheim⸗ 
gegeben war. Sie hat mitunter Gebrauch davon gemacht, Jemanden für be⸗ 
ſcholten zu erachten, der, wenn auch noch nicht in Anklageſtand verſetzt, doch 
in eine Unterſuchung verwickelt worden war. Der Zufall hat in der Regel 
gewollt, daß, wenn dergleichen Fälle vorgekommen ſind, es gerade ſolche Per⸗ 
ſonen getroffen hat, welche der liberalen oder wie wir ſonſt die freiſinnige 
Partei nennen wollen angehört haben. Jetzt wird uns ein Geſetz vorgelegt, 
wodurch die Beſcholtenheit völlig geregelt, völlig in geſetzliche Begriffe aufge⸗ 
nommen werden ſoll. Dieſer Gefeg- Entwurf nun dehnt die Beſcholtenheit 
aus, anſtatt fie zu beſchränken. Es iſt bisher nicht vorgekommen, daß die 
Regierung diejenigen, welche bei Ehrengerichten von Offizieren aus dem Ofſi⸗ 
zierſtande entlaſſen worden ſind oder zur Strafe verſetzt worden waren, für 
beſcholten erachtet hatte. Es iſt auch nicht immer vorgekommen, daß wegen 
einer Unterſuchung und ſelbſt wegen einer politiſchen Uunterſuchung das Mi⸗ 
niſterium die betreffenden Perſonen für beſcholten erachtet hat. Eben fo we⸗ 
nig iſt bei früheren Landtagen davon die Nede geweſen, ob Jemand von eis 
nem Gemeinde-Nath für beſcholten erachtet worden ſei, und daß hieraus die 
Folge entſtehen müßte, daß er auch für dieſe Verſammlung als beſcholten an⸗ 
zuſehen ſei. Das Alles iſt nun in dieſem Geſetze vorhanden, und ſo wird 
alſo die Beſcholtenheit, anſtatt möglicherweiſe beſchränkt, ausgedehnt auf viele 


Fälle; ſodann, was früher das Miniſterium nach ſeinem Ermeſſen etwa thun 


konnte, das ſoll jetzt eine rechtliche Folge ſein. Eine jede eingeleitete Unter⸗ 

ſuchung — denken Sie, meine Herren, welch ein vaguer Begriff — eine jede 

Unterſuchung zieht den Verluſt der ſtändiſchen Rechte nach ſich ... 
Mehrere Stimmen: Suspenfion. 

Abg. Hanſemann: Den einſtweiligen Verluſt! Jemanden für eine 
Zeit lang auszuſchließen, iſt ebenfalls eine beträchtliche Beeinträchtigung ſeiner 
Rechte. Ich bin alſo gegen den Geſetz-Entwurf, weil er die Beſcholtenheit 
ausdehnt, weil er nicht beſtimmte Fälle aufſtellt, in denen die Beſcholtenheit 
angenommen werden ſoll; ich erkläre mich ebenfalls dagegen, daß man dem 
Miniſterium die große Gewalt einräume, durch Einleitung von Unterſuchun⸗ 
gen einen Jeden aus der Standſchaft und aus dieſer Verſammlung entfernen 
zu können. Nun, meine Herren, mache ich Sie auf einen Gegenſtand auf- 
merkſam, der mehrmals von früheren Rednern hier angeregt worden iſt. Von 
der einen Seite wurde geſagt, wer als Gemeindebürger für beſcholten zu er⸗ 
achten iſt, der muß es auch ohne Weiteres für uns fein; wer von einem Eh⸗ 
rengericht von Ofſtzieren aus dem Offizierftande geſtoßen iſt, der müſſe auch 
für uns beſcholten ſein; kurz, die höchſte Ehre, hier in der allgemeinen Ver⸗ 
ſammlung der Repräſentanten des Landes zu figen, wird abhängig gemacht 
von der Anſicht weniger Individuen, die in ganz anderer Lage ſich befinden. 
Dieſer Anſicht widerſetze ich mich aufs entſchiedenſte, und ich wünſche, daß 
Sie ſie nicht adoptiren werden. Sie würden, wenn Sie Anſichten dieſer Art 
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annehmen, wenn Sie die Beſcholtenheit und die daraus rechtlich entſtehenden 
Folgen zulaſſen, ſich ganz und gar von dem Wege entfernen, den andere 
Völker, die uns auf dem Wege der politiſchen Entwickelung längſt voraus 
ſind, eingeſchlagen haben. Es iſt geſagt worden, man würde doch nicht einen 
im Anklageſtand Befindlichen hier unter uns haben wollen; es wurde ange⸗ 
nommen, daß es eine Entehrung für dieſe Verſammlung ſein würde. Welche 
Achtung ich auch für Sie habe, meine Herren, doch ſage ich mir, mich ſelbſt 
mitzählend, mit Demuth, wir ſind noch lange kein engliſches Parlament 
(Bewegung). Wohlan, O'Connell war der Verſchwörung angeklagt; mitten 
in feinem Prozeſſe, nachdem er Vürgſchaft geſtellt hatte, erſchien er im Par⸗ 
lament unter allgemeinem Zujauchzen. Man war ſtolz darauf, ihn unter fid) 
zu ſehen, ſtolz auf die Freiheit der engliſchen Werfaffung, daß nicht ein Mi⸗ 
niſterium im Stande war, dieſen großen Mann aus der Mitte der Volks- 
vertreter zu entfernen (Mehrere Stimmen: Sehr gut). Ich bitte Sie daher, 
geben Sie dem Geſetz-Entwurf nicht Ihre Zuſtimmung; man hat ſich hier 
auf Europa berufen, daß es aufmerkſam auf unſere Verhandlungen ſei. Ja- 
wohl iſt es das; es wird ein Urtheil über uns fällen, ob wir würdig find 
des großen Geſchenkes, das Se. Maj. der König uns gemacht hat, indem er 
uns hier zur allgemeinen ſtändiſchen Verſammlung zuſammenberief. Nun, ich 
ſage Ihnen, alle Völker, welche uns in der politiſchen Entwickelung voraus 
ſind, würden ſich höchlichſt wundern, wenn wir Grundſätze annehmen, wie ſie 
in dieſem Geſetz-Entwurf enthalten ſind. | 1 
Abg. Steinbeck: Es theilt ſich das Geſetz ſichtbar in zwei ganz von 
einander verſchiedene Theile, in den Theil, welcher von dem Verluſt, und in 
den Theil, welcher von der Saspenſton der ſtändiſchen Rechte handelt. Wenn 
wir dieſe verſchiedenen Theile nicht feſt ins Auge faſſen, wenn wir nicht ge⸗ 
nau ſondern, was Verluſt und Suspenſion iſt, ſo können wir uns ſehr leicht 
verirren. Laſſen wir den zweiten Theil jetzt bei Seite, ich werde mich begnü— 
gen, das Prinzip des Geſetzes ſo klar, als es mir vorſchwebt, nochmals zur 
Erörterung zu bringen. Dieſes Prinzip iſt im erſten Paragraph niedergelegt, 
und ich erkenne in ſeiner erſten und zweiten Poſition die Heiligkeit des rich⸗ 
terlichen Ausſpruchs an. Wohl wiſſen wir Alle, daß der Richter irren kann. 
Betrübend genug iſt die große Zahl, namentlich von Kriminalfällen aller 
. und Länder, in denen dem Irrthum der Richter traurige Opfer fielen, 
ies iſt aber etwas, was in dem Verhältniß der menſchlichen Natur, in dem 
Verhältniß der Bildung eines jeden Volkes, in der Schwäche aller derer liegt, 
die, das Geſetz in der Hand, über Verhältniſſe urtheilen ſollen, in denen ſo 
oft Irrthum und menſchliche Schwäche ſich ergeben. Aber wenn wir Dies 
ſen Ausſpruch nicht heilig halten, ſo gerathen wir in die Sphäre der 
Willkühr; darum rechtfertigt ſich das Geſetz in dieſer Beziehung wohl von 
ſelbſt. Ob ein Ausſpruch erfolgt von einem Civil- oder Militairgericht, fo 
iſt dies inſofern gleichgültig, als das preußiſche Heer nichts Anderes iſt, als 
der Theil des Volkes, den das Geſetz und der König unter die Waffen rief. 
Aber das Wichtigste iſt der vierte Moment, und es iſt eine herrliche Vürg⸗ 
ſchaft deſſen, was das Geſetz will. Die Standesgenoſſen ſollen urtheilen, 
aus dem Innerſten ihrer moraliſchen Natur, aus dem inneren ſittlichen Bes 
wußtſein, darüber, ob der oder jener würdig iſt, das höchſte Recht zu üben, 
was der Staatsbürger üben kann, oder ob er deſſen nicht würdig iſt. Wo 
vermag die große Maſſe von Verſchlingungen den Maßſtab anzugeben, der 
ſich zur richtigen Entſcheidung eignen möchte? Wie oft empört ſich das in⸗ 
nerſte Gefühl eines Menſchen, und doch vermag er nicht hinzutreten vor den 
Richter und zu ſagen, den ſchuldige ich an. Aber das Bewußtſein des Vol⸗ 
kes, wenn es die wahre Stimme Gottes iſt, wird wahrhaftig auch den Sün⸗ 
der im Verborgenen finden. Darum iſt auch wohl Niemand in dieſer Ver⸗ 
ſammlung, der diefe Poſition im Allgemeinen anfechten wird, ſondern nur 
aus der beſonderen Rückſicht, daß es die Frage iſt, was unter dem Ausdruck 
Standesgenoſſen zu verſtehen ſei. Allein, erkennen wir uns alle für Standes⸗ 
enoſſen an! und dieſe Verſammlung iſt ſtolz darauf, vom Erſten bis zum 
letzten, dies auszuſprechen. Aber jede Genoſſenſchaft verlangt nach einer Or⸗ 
ganiſation, wenn ſie nicht in ſich ſelbſt zerfallen ſoll, wenn das Intereſſe des 
Einzelnen nicht durch das Intereſſe eines Anderen vernichtet werden ſoll. 
Eine ſolche Organiſation hat unfer Vaterland, wir befigen fie in der Kom⸗ 
munal⸗Verfaſſung, in der kreisſtändiſchen Verfaſſung, in der provinzialſtän⸗ 
diſchen Verfaſſung und endlich durch den erhabenen Willen unſeres Monar⸗ 
chen in dieſer hohen Verſammlung. Mögen ſich die Stände wechſelſeitig 
ehren, die Ehre eines m Standes iſt auch die Eyre des anderen. 
Deshalb fügen wir uns dem Geſetze. 1 N g 
' Ge Geheimer Staats- und Kabinets-Minifter v. Thile: Ich 
habe nur wenige Worte zu ſagen, die von der Miniſterbank allein ausge⸗ 
ſprochen werden können. Wir haben von Tendenzen gehört, die bei der Ver⸗ 
waltung die Räthe der Krone gehabt haben, bei Vorlegung dieſer Propoſi⸗ 
tionen. Ich muß erklären, daß wir nur eine Tendenz gehabt haben, name 
lich, die Ehre der Verſammlung der preußiſchen Stände ſo hoch zu ſtellen 
wie möglich. Das iſt die einzige Tendenz, deren wir uns bewußt ſind. Ich 
und meine Herren Kollegen haben dieſe Ueberzeugung noch in dieſem Augen⸗ 
blick, daß die Verſammlung dieſe Tendenz ſo dankbar ſein wird, freudig an⸗ 
zuerkennen. Es iſt nun die Frage, ob in dem Geſetz-Entwurf der Propoſi⸗ 
tionen, wie ſie vorgelegt ſind, zu ſcharf oder zu lar geweſen iſt. Ich glaube, 
wenn wir die Wahl gehabt hätten, zu ſcharf oder zu lax zu ſein, ſo würde 
man uns einen Vorwurf von Seiten der Verſammlung haben machen kön⸗ 
nen, wenn wir das letztere geweſen wären. Je ſtrenger wir in den Prinzi⸗ 
pien, die wir vorgelegt haben, geweſen ſind, deſto mehr haben wir es ſein 
müſſen, eben aus der Quelle, aus der die ganze Sache hervorgegangen iſt, 
aus dem Gefühl, daß die Ehre der preußiſchen Stände nicht hoch genug ge⸗ 


ſtellt werden kann. Die Verwaltung hat fie in die Hände der Verſammlung 


legen wollen; ſo rein und mackellos als möglich, und ich würde mir einen 
Vorwurf daraus machen, wenn ich meine Stimme dazu gegeben hätte, einen 
Paragraphen wegzulaſſen. Es if die Rede von Ehrengerichten geweſen, und 
es wurde erwähnt, wenn Jemand wegen Dienſtvernachläſſigung von einem 
Ehrengerichte beſtraft worden wäre, ſo könne ihn dies nicht zur ſtändiſchen 
Mitgliedſchaft unwürdig machen. Das beruht auf einem Irrthum, da Dienſt⸗ 
vernachläſſigungen nicht vor Ehrengerichte gezogen werden, denn dieſe haben 
nur diejenigen Handlungen vor ihren Reſſort zu ziehen, die ehrenwidrig find, 
und wenn ein Ofſtzier wegen ſolcher Handlungen in der Armee zu dienen 
und die Königliche Uniform zu tragen verluſtig geworden iſt, ich appellire an 
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das Gefühl der Verſammlung und frage, ob ſie glaube, daß ſolch ein Mit: 
glied mit Ehren in ihren Verſammlungen ſitzen könne. Als die Ehrengerichte 
von Sr. Majeſtät dem Könige gegeben worden waren, hat die Armee ſie mit 
lebhaftem Danke empfangen, weil ſie durchdrungen war von dem Gefühle 
daß des Königs Majeſtät ſie voll Milgefühl feiner Armce für die Ehre des 
Dffizierftandes gab. Dieſe Gefühle hat auch die Verwaltung hier gehabt, 
als ſie dieſe zur Prüfung vorgelegt hat, ich für meine Perſon vertraue dem 
Reſultate dieſer Verathung vollkommen, indem ich die Ucberzeugung habe, 
daß dies, was ſie ausgeſprochen haben, bei den meiſten in der Verſammlung 
Anklang finden wird. 

Abg. v. Wolff⸗Metterniche Auf die Integrität des Rufes der Un— 
beſcholtenheit zu halten, mit Sorgfalt zu wachen, wird immer mehr und 
mehr als Nothwendigkeit und tiefgefühltes Bedürfniß erkannt werden, je 
nachdem unſer öffentliches, ſtändiſches und polittſches Leben ſich entwickelt und 
entfaltet. Es bekundet ſich darm ein in dem Deutſchen Volks⸗Charakter tief 
liegendes, ſchönes Gefühl, das Gefühl für Ehre und Sitte. Dieſes Gefühl 
nach Moglichkeit zu wecken und zu nähren, das, dächte ich, muß Jedermann 
ſich beſonders angelegen fein laſſen. In früherer Zeit, wo unſer geſellſchaft⸗ 
licher Zuſtand mehr und mehr von korporativem Leben durchdrungen war, 
waren es die Zünfte und Corporationen, die darauf hielten, daß Eyre und 
Sitte aufrecht erhalten wurden. An deren Stelle find die ſtändiſchen Corpo— 
rationen getreten, und es iſt ihre ganz beſondere Pflicht, darauf zu ſehen, 
daß das, was bei unſeren Altvordern überwacht wurde, auch von Seiten der 
ſtändiſchen Corporation wahrgenommen werde. Im Allgemeinen hat der es 
ſetz Entwurf meinen vollſtändigen Beifall, und ich trage kein Vedenken, in 
ſeinen weſentlichen Theilen dafur zu ſtimmen; weiter einzugehen auf die ein— 
zelnen Theile behalte ich mir vor, weil ich es nicht für gerechtfertigt halte, 
das zu wiederholen, was von anderen Rednern vielleicht beſſer als von mir 
geſagt worden iſt. N 

Abg. v. Bardeleben: Meine Herren, der Zweck des vorliegenden Ge- 
ſetzes kann nur der fein, ſtändiſche Verſammlungen gegen den Eintritt bes 
ſcholtener Perſonen zu ſchützen. Wie aber ſchon ein geehrter Redner erwähnt 
hat, der Begriff von Beſcholtenheit iſt ſehr vague, und fo. liegt darin eben 
die Schwierigkeit, ein Geſetz zu entwerfen, welches dem Zweck ganz enlſpre⸗ 
chen würde. Wenn ich nun die Kriterien, die in dem Geſetz für die Bes 
ſcholtenheit enthalten find, und die in verſchiedenen Beſtimmungen ſtehen, ei⸗ 
ner kritiſchen Beurtheilung unterwerfe, To kann ich nicht finden, daß dieſel- 
ben den Begriff der Beſcholtenheit richtig darſtellen. Es kann das in einer 
Kriminal-Unterſuchung gefällte Urtheil die Ehrenrechte abſprechen, ohne daß 
dadurch die Beſcholtenheit der Perſon, welche von dem Urtheil betroffen iſt, 
nothwendig bedingt wird. (Er lieſt vor §. 1. a.) Ich kenne in einem po⸗ 
litiſchen Prozeß, daß ein Mann, der der höchſteu Achtung aller feiner Ve⸗ 
kannten und des ganzen Publikums genoſſen, der National-Kokarde für ver— 
luſtig erklärt worden ft; er dürfte alſo hier in dieſe Verſammlung nicht ein⸗ 
treten, obgleich es ein Mann iſt, der die höchſte und allgemeinſte Achtung im 
ganzen Lande genteßt. Was in Nr. 2. das militairiſche Ehrengericht anlangt, 
bin ich ebenfalls der Meinung, daß unſere militariſche Einrichtung jo hoch 
ſteht, wie irgend eine in ganz Europa, deſſenungeachtet kann ich mich nicht 
der Meinung anſchließen, daß jeder Theil dieſer Einrichtung vollkommen iſt. 
Namentlich iſt dieſes nicht der Fall in Betreff der Einrichtung der Ehren⸗ 
gerichte. Ich habe neuerdings geſehen, daß die achtungswertheſten Männer 
in Folge der Erkenntniſſe der Ehrengerichte aus dem Offizierſtande haben ausſchei⸗ 
den müſſen. Ich frage, ob es nicht der ganzen Verſammlung eine Ehre fein 
würde, ſolche Männer, die ſich trotzdem die allgemeine Achtung erhalten haben, in 
ihrer Mitte zu ſehen. (Murren in der Verſammlung.) Ich bitte, mich 
ausſprechen zu laſſen, wenn ich auch nicht mit den Anſichten der Verſamm⸗ 
lung übereinſtimmen ſollte. Ein Jeder hat hier das Recht, ſeine Ueberzeu⸗ 
gung auszuſprechen. Ebenſo muß ich mich ad 3 der Meinung anſchließen, 
die ſchon frühere Redner ausgeſprochen haben, daß auch hier Urtheile gefällt 
werden können, die nicht immer gerecht ſind, und daß der Angeſchuldigte 
einen Gerichtshof haben muß, an den er appelliren kann. Ich habe nun die 
Ueberzeugung, daß dieſen Gerichtshof allein eine ſtändiſche Verſammlung bil⸗ 
den kann, da über den Begriff der Beſcholtenheit nur Standesgenoſſen en⸗⸗ 
ſcheiden können. Ebenſo muß ich mich erklären gegen den §. 6, daß, wenn 
eine Kriminal-Unterſuchung eingeleitet worden iſt, ſofort die Suspenſion er⸗ 
folgen ſolle. Gegen die ehrenwertheſten Leute find Kraninal-Unterſuchungen 
eingeleitet worden, und ich will ſie, die Beſchuldigten, auch unabhängig von 
jeder möglichen Willkür machen. Den Standesgenoſſen allein kann auch 
hier nur die Befſugniß zugeſtanden werden, über die Ehrenhaftigkeit eines 
Standesgenoſſen, im Fall, daß gegen denſelben eine Kriminal⸗Unterſuchung 
eingeleitet worden iſt, zu entſcheiden. Es bedarf nicht der weiteren Ausfüh⸗ 
rung, daß Männer der vollkommenſten Unbeſcholtenheit in politiſchen Krimi⸗ 
nal-Unterſuchungen verwickelt werden können und dadurch alſo zur Ausübung 
ihrer Standesrechte nicht unwürdig werden können. Ich werde mich nicht 
auf eine Erörterung der einzelnen Beſtimmungen im Geſetz-Entwurf einlaſ⸗ 
fen, indem geehrte Redner vor mir ſchon den Gegenſtand erſchöpft haben. 
Nach der von mir gemachten Ausführung muß ich auf die Verwerfung des 
ganzen Geſetzes bis auf No. 4. des F. I. antragen. (Lieſt den Paragraphen 
vor.) »oder welchen ihre Standesgenoſſen das Anerkcuntnitß unverletzter Ehren⸗ 
haftigkeit verſagen.« Nur allein ſtändiſchen Verlammlungen kann ich das 
Recht, über die Ehrenhaftigkeit ihrer Mitglieder Zu eutſcheiden, zugeſtehen. 

Wirklicher Ge. Rath v. Maſſow: Meine Herren, wir Alle ſtehen hier 
allein durch das Vertrauen unſerer Kommittenten. Das Vertrauen hat uns 
hier hergeſtellt, keine andere Befähigung, keine andere Ernennung, wie kön⸗ 
nen wir dieſes Vertrauens würdig ſein und bleiben als durch die höchſte un⸗ 
angetaſtete Ehrhaftigkeit. Es iſt wohl wahr, daß Zweifel ſein können, über 
die Veſcholtenheit und Unbeſcholtenheit; aber wo Zweifel vorwalten, da müſ⸗ 
fen wir vor Allem ſelbſt darauf dringen, daß fie mit größter Strenge gelöſt 
werden, und daß die Ehrhaftigkeit in dieſer Verſammlung eines jeden Ein⸗ 
zelnen nie und nimmer angetaſtet werden könne. Wir haben, glaube ich Sr. 
Majeſtät ſehr zu danken, daß die Prüfung dieſes Geſetzes in unſere Hände 

elegt worden iſt; ich glaube, davon haben wir ſo Gebrauch zu machen, daß 
wir ſtreng gegen uns ſind, ſtrenger als in anderen Fällen. Von mehreren 
Seiten iſt, wie wir gehört haben, das entgegengeſetzte Prinzip als wünſchens⸗ 
werth anerkannt worden, und ich kann dieſem keinesweges beitreten. (Schluß folgt) 
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